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Einleitung 


lle Politik kann ihre Ziele in letzter Linie nur 

durch Beeinfluſſung der menſchlichen Willens⸗ 
kraft erreichen. Sie kann dies durch Zwang militäriſcher 
oder wirtſchaftlicher Art tun, oder ſie kann dieſe Am⸗ 
biegung des menſchlichen Wollens durch Aberredung und 
Ablenkung erzielen. Am dem rein politiſchen Stoß der 
Gegner begegnen zu können, muß man daher zunächſt 
ihre Ziele erkennen. Das iſt nicht ſchwer, wenn es ſich 
um plumpe Annexionsbeſtrebungen handelt, wie etwa 
bei Frankreich oder Italien. Es iſt keine einfache Auf⸗ 
gabe, wenn man einem verwickelten Syſtem von poli⸗ 
tiſchen Zwecken gegenüber ſteht, wie bei den angel⸗ 
ſächſiſchen Gegnern. Man iſt meiſt zu leicht geneigt, 
die Ziele der Gegner nicht etwa aus den Bedürf⸗ 
niſſen hervorgehen zu laſſen, die bei ihnen klar nach⸗ 
gewieſen werden können, ſondern mit mancherlei 
phantaſtiſchen Anterſtellungen zu arbeiten. Man 


7 


nimmt viele dieſer Bedürfniſſe als gegeben an, indem 
man auf der Kenntnis einiger, recht oft nebenſäch⸗ 
licher, Beweggründe ein mehr oder minder gefchloffe- 
nes logiſches Syſtem aufbaut. Man tut dadurch dem 
Gegner den Gefallen, die entſcheidenden Beweg⸗ 
gründe zu überſehen und die wichtigſten ſeiner Ziele zu 
verkennen. Wer z. B. die Teilnahme Englands am 
Kriege ausſchließlich aus Handelsneid erklären will, 
wird den Plänen der engliſchen Weltmachtpolitik 
recht hilflos gegenüberſtehen. Er kann gewiß nach⸗ 
weiſen, daß England im Verlaufe des Krieges der 
Vernichtung des deutſchen Handels gewaltige Energie 
gewidmet hat. Er verwechſelt aber Kriegsziele mit 
Kriegsmitteln und überſieht vollkommen, daß der 
Handelskrieg nicht die Aufgabe hat, die Taſchen der 
engliſchen Produzenten zu füllen, — dafür wäre der 
Krieg viel zu koſtſpielig, — ſondern die wirtſchaftlichen 
Grundlagen zu zerſtören, auf denen ein Teil der deut⸗ 
ſchen Machtentfaltung beruhte. And er bedenkt da⸗ 
her nicht, daß Kriegsgründe und Kriegsziele nicht 
gleichbedeutend ſind. Der Krieg ermöglicht die Stel⸗ 
lung mancher Forderungen, um derentwegen ihn nie⸗ 
mand unternommen hätte. Das deutſche Volk hat 
ſicher nicht zu den Waffen gegriffen, um Polen zu 
befreien, oder um eine ſozialiſtiſche Republik in Ruß⸗ 
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land zu begründen. Kriegsfolgen find nur das Er⸗ 
gebnis des Kriegszuſtandes, aber nicht feine Urfache, 
Nur in den ſeltenſten Fällen iſt ſtaatsmänniſches Er⸗ 
kennen und militäriſch⸗politiſches Können ſo gereift, 
daß Kriegsgründe ſich reſtlos in Kriegsfolgen ver- 
wirklichen laſſen. 

Dazu kommt eine weitere Schwierigkeit: in einem 
Kriege von der Dauer des gegenwärtigen Ningens 
iſt ein einheitlich politiſches Wollen in keinem Lande 
vorhanden. Trotz aller Aufforderung zur Einigkeit 
geht überall ein Riß durch die Völker, der durch ihre 
Auffaſſung von der künftigen Ordnung der Dinge 
verurſacht iſt. So wenig das Weltbild, das die deutſche 
Sozialdemokratie verwirklichen möchte, mit dem der 
Vaterlandspartei übereinſtimmt, ebenſowenig decken 
ſich die Auffaſſungen pazifiſtiſcher engliſcher Radi⸗ 
kaler und engliſcher Machtpolitiker vom Schlage 
eines Sir Edward Carſon. Da aber der Krieg eine 
äußerlich ſichtbare Einheitlichkeit verlangt und zu 
zweckmäßigem Handeln politiſche Geſchloſſenheit nötig 
iſt, ſo bilden ſich überall Koalitionsregierungen. 
Innerhalb dieſer Regierungen gehen die einzelnen 
Richtungen weiter. Sie haben nur vorübergehend 
darauf verzichtet, ihre Forderungen zum Ausdruck 
zu bringen. Wie ſtark die Anhänger einer ſolchen 
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Richtung find, läßt fich ſchwer erkennen; allgemeine 
Neuwahlen finden nicht ſtatt; die wenigen Ergän⸗ 
zungswahlen, die nicht im Zeichen des Burgfriedens 
ſtehen, liefern nicht allgemein gültige Ergebniſſe. 


Daher ſind ſelbſt in Ländern mit rein parlamen⸗ 


tariſchem Syſtem nur die Kriegsziele der jeweiligen 
Regierung erkennbar. Es ſteht aber nicht feſt, ob 


dieſe Kriegsziele mit den Zielen des Volkes über— 0 


einſtimmen, oder ob nicht plötzlich dieſe Regierung 
hinweggefegt werden und eine Oppoſition mit ganz 
anderen Auffaſſungen ans Ruder kommen wird. Wie 
groß ſolche Schwankungen ſein können, zeigt der un⸗ 
vermittelte Übergang Rußlands vom Zarismus zur 
revolutionären Republik. 

Die parlamentariſchen Regierungen ſind indeſſen 
durch die Parteiorganiſationen von der Stimmung im 
Lande unterrichtet, auch wenn keine Neuwahlen ſtatt⸗ 
finden. Sie ſuchen ſich durch ihr jeweiliges Verhalten 


derſelben anzupaſſen. Selbſt wenn die allgemeine 


äußere politifch-militärifche Lage ſich nicht verändert, 
— ſie ändert ſich jeden Tag, — ſo verſchiebt ſich doch 


die innere Lage fortwährend. Was geſtern erwünſcht. 


und möglich war, mag heute noch ebenſo erwünſcht 
ſeinz wenn es aus dem Bereich des Möglichen aus— 
geſchieden iſt, hört es auf, Gegenſtand der vernünfs 
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tigen politifchen Diskuſſion zu fein. Das gilt ſelbſt 
für die letzten Ziele, die ſich leitende Staatsmänner 
ſtecken mögen. Man muß ſie wenigſtens zeitweilig 
zurückſtellen, wenn man überzeugt iſt, fie nicht ver⸗ 
wirklichen zu können, — obwohl ein wirklich großer 
Staatsmann Lebensnotwendigkeiten ſeines Volkes 
nie aufgibt. Da aber unſere Zeit faſt ausſchließlich 
hartnäckige Ideologen ohne konſtruktive Begabung, 
oder ſchwankende Opportuniſten ohne Ideenflug an 
die maßgebenden Stellen gebracht hat, ſo findet 
ſelbſt in den letzten Zielen ein ſtetes Schwanken bei 
den Gegnern ſtatt; — von einem Wechſel der Mittel, 
der ſich von ſelbſt verſteht, ſoll dabei gar nicht 
die Rede ſein. In einem einzigen Lande liegen die 
Dinge ſcheinbar verhältnismäßig einfach: in Amerika. 

In gewöhnlichen Zeiten wird die amerikaniſche 
Außenpolitik vom Präſidenten und vom Senat ge⸗ 
macht. In Kriegszeiten dagegen geht die Macht. bei⸗ 
nahe automatiſch auf den Präſidenten über. Es hängt 
natürlich von ſeinem Charakter ab, in welchem Am⸗ 
fange er von den ihm verfaſſungsmäßig zuſtehenden 
Befugniſſen Gebrauch machen will. Er hat aber das 
Recht, ſie unbehindert auszuüben. Das bedeutet 
allerdings nicht, daß die von ihm vertretene Politik 
die Zuſtimmung aller Amerikaner findet; der Präſi⸗ 
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dent iſt als Haupt einer Partei gewählt und daher 
beſtensfalls der Vertreter einer Mehrheit. Die 
Oppoſition im Senat und im Haus der Volksver— 
treter bekämpft ſeine Politik ſehr häufig energiſch. 
Das amerikaniſche Volk aber, das von Außenpolitik 
nichts verſteht, und ſich dieſes Mangels bewußt iſt, 
iſt in der Regel bereit, ohne Rückſicht auf die Stim⸗ 
mung feiner Abgeordneten die Politik des Präfi- 
denten zu unterſtützen, wenn derſelbe ſein Vertrauen 
genießt. Hat er dieſes nicht, ſo helfen ihm ſeine weit⸗ 
gehenden Befugniſſe nichts; ſeine Politik wird am 
Widerſtand des Kongreſſes und der öffentlichen Mei⸗ 
nung ſcheitern. 

Unter den heutigen Umftänden iſt das amerika⸗ 
niſche Volk bereit, die Politik des Präſidenten 
Wilſon zu unterſtützen. Es gibt gewiß breite pazi⸗ 
fiſtiſche Schichten, die ſein Eingreifen in den Krieg 
verdammen. Es gibt andere einflußreiche Gruppen, 
die ein viel engeres Verhältnis zu den Alliierten 
wünſchen, als er bisher einzugehen willens war. ©o- 
lange aber die Grundzüge feiner Politik der Grund⸗ 
auffaſſung des amerikaniſchen Volkes entſprechen, 
wird dieſes hinter ihm ſtehen. Amerikaniſche Kriegs- 
ziele von heute wird man daher am beſten aus den 


programmatiſchen Außerungen des Präſidenten kennen 
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lernen; fie geben ein zuverläſſigeres Bild als etwa die 
Verhandlungen im Kongreß, denen in Amerika ſelbſt 
verhältnismäßig wenig Intereſſe geſchenkt wird, oder 
die Ausführungen der Preſſe, die häufig nicht das ent⸗ 
halten, was die öffentliche Meinung glaubt, ſondern 
was Beſitzer und Herausgeber ſie glauben machen wollen. 
Wilſon hat ſeine Kriegsziele in einer großen Anzahl 
Reden und Botſchaften kundgegeben. Dieſe Auße- 
rungen bilden die beſten Grundlagen zur Erkenntnis 
deſſen, was er will. Man muß ſich natürlich klar dar⸗ 
über ſein, daß politiſche Reden nicht immer ein offenes 
und ehrliches Bekenntnis der eigentlichen Ziele zu 
enthalten brauchen. Was ein führender Staatsmann 
gefagt hat, kann bewußt oder unbewußt der Irre⸗ 
führung der Gegner ſowohl als auch der Anhänger 
dienen. Es iſt aber immer noch eine ſicherere Grund⸗ 
lage der politiſchen Betrachtung, als das was er 
nicht geſagt hat, da dann phantaſiebegabte Beurteiler 
ihre eigenen Vorſtellungen zum Ausgangspunkt wei⸗ 
terer Erörterungen machen. Das iſt Wilſon gegenüber 
in mannigfacher Weiſe geſchehen. Man hat nicht nur 
mannigfache Beweggründe, die ihn zur Rriegserflä- 
rung veranlaßt haben ſollen, mit einem großen Auf⸗ 
wand von Scharfſinn konſtruiert. Man hat auch 
meiſt den Unterfchied überſehen, der zwiſchen 
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den Wilſonſchen Zielen und dem Wilſonſchen 
Verſuch, dieſe Ziele mit Waffengewalt zu 
erſtreben, beſteht, nachdem ſie ihm auf fried— 
lichem Wege nicht erreichbar ſchienen. Man 
hat ſich überdies in der Motivierung oft ſehr leicht ge— 
tan. Der eine ſucht in der Bekämpfung der japaniſchen 
Gefahr das einzige Ziel Wilſons und vergißt voll— 
kommen, daß dieſe Gefahr, ſoweit ſie vorhanden iſt, 
mit der Dauer des Krieges wachſen muß, da ja alle 
Wettbewerber Japans ſchwächer werden müſſen. Der 
andere meint, Wilſon habe den Krieg erklärt, weil er als 
angelſächſiſcher Amerikaner nur angelſächſiſche Inter- 
eſſen kenne; als Beweis iſt hierfür allen Ernſtes ein⸗ 
mal angeführt worden, Wilſon habe durch die Herab— 
ſetzung des amerikaniſchen Tarifs ſeine Abhängigkeit 
von England ſchon vor dem Kriege bewieſen, da ja 
hierdurch der engliſche Handel vor allem gefördert 
worden ſei. Ein anderer betont, Wilſon habe als 
Sklave von Wall Street ſeinen Mitbürgern den Krieg 
aufgezwungen, um die Vorſchüſſe zu retten, die ameri⸗ 
kaniſche Bankiers den Alliierten gemacht hätten. Man 
überſieht dabei, daß mit Ausnahme der 500 000 000 $ 
Anleihe, die England und Frankreich gemeinſam aufs 
genommen haben, alle anderen Alliiertenanleihen 
durch wertvolle Anterpfänder gedeckt waren, diejenigen 
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der Privaten ſowohl, wie die der öffentlichen Rörper- 
ſchaften. Für eine heroiſche Politik der Schulden- 
ſicherung lag alſo gar kein Grund vor. Da die Alliier⸗ 
ten ſich immer wieder mit neuen Forderungen an den 
amerikaniſchen Geldmarkt wenden mußten, ſo wäre es 
ein Leichtes geweſen, die Gewährung neuer Anleihen 
von der nachträglichen Sicherung der alten abhängig 
zu machen. Da England allein nach amerikaniſcher 
Schätzung noch im Sommer 1916 15 Milliarden 
nichtamerikaniſche Wertpapiere beſaß, ſo hätte es den 
ganzen Betrag 30mal decken können. Aberdies be- 
trug der Beſitz an britiſchem, in Amerika gelegenem 
Eigentum, auf das die amerikaniſche Regierung die 
Hand hätte legen können, wenn England ſeinen Ver— 
pflichtungen nicht nachgekommen wäre, ſicher ein Mehr⸗ 
faches der ungedeckt entliehenen Summen. And wenn 
die Amerikaner wirklich Zweifel an der Sicherheit 
ihrer Außenſtände gehegt hätten, ſo durften ſie als kluge 
Geſchäftsleute ſicher nicht „gutes Geld ſchlechtem 
Gelde nachwerfen“, und ſich verpflichten, wie das ja 
bei Teilnahme am Krieg vorauszuſehen war, den 
kleinen Betrag der alten ungedeckten Anleihen durch 
Ausgabe von neuen ins Angeheure zu vermehren“). 


) Im November 1916 ſchätzte die National City Bank 
die in Amerika ausſtehende Geſamtverſchuldung der Alli- 
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Dabei hatten gerade die Kreiſe, die das Finanz⸗ 
geſchäft der Alliierten betreiben, nicht das Ohr des 
Präſidenten. Die Finanzmagnaten wie die Schwer⸗ 
induſtrie zählten meiſt zur republikaniſchen Partei. 
Sie waren die Vertreter der Truſts, die Wilſon ſo 
bitter bekämpft hatte. Er hatte wenig Luſt, für ſie 
einzutreten: Im November 1916 verhinderte die ameri- 
kaniſche Regierungsbank die Begebung ungedeckter 
engliſcher Schatzwechſel, an denen das Haus Morgan 
ein großes Intereſſe hatte. Wilſon hatte vor ſeiner 
Wiederwahl allerdings nicht gewagt, rückſichtslos 
gegen dieſe Kreiſe vorzugehen. Nach derſelben war 
die Zeit der Schonung vorüber. Er hat ſie dann auch 
nach der Kriegserklärung in einer Weiſe geſchröpft, 
daß den amerikaniſchen Kriegsgewinnlern die Zeit der 
amerikaniſchen Neutralität als goldenes Zeitalter er— 
ſcheinen muß!). 

Man wird daher ein klareres Bild von Wilſons 


ierten (Staat, Städte und Provinzen) auf 1805000000 &, 
davon 1759000000 $ Regierungsanleihen. Im Februar 1918 
war die Geſamtverſchuldung der alliierten Regierungen an 
Amerika auf 4686400000 F geſtiegen. 

) Infolge der Feſtſetzung niedriger Preiſe durch die 
Regierung iſt z. B. der eigentliche Gewinn des Stahltruſts 
von 343000000 „ 1916 auf 304 000 000 $ 1917 geſunken, ob- 
wohl die Einnahmen von 1231000000 C auf 1684000000 4 
geſtiegen ſind. 
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Zielen erhalten, wenn man alle Spekulationen beiſeite 
läßt und annimmt, daß er als amerikaniſcher Präſident 
eine Politik zu verfolgen ſucht, die ſeiner Meinung nach 
den amerikaniſchen Intereſſen dient. Auch wenn er, 
wie das wahrſcheinlich iſt, gewiſſe Sympathien mit den 
Alliierten, vor allem mit Frankreich empfindet, wird 
er ſich hierdurch nicht verleiten laſſen, unamerikaniſche 
Politik zu treiben. Wenn alſo die Kriegsziele, die er 
verkündet, den amerikaniſchen Intereſſen entſprechen, 
dann wird man glauben dürfen, daß er ſie wirklich er⸗ 
ſtrebt. Man wird das um ſo eher tun können, wenn 
dieſe Ziele nichts eigentlich Neues darſtellen, ſondern 
Ziele find, die die amerikaniſche Politik immer ver- 
fochten hat, und wenn fie gleichzeitig in ihren Grund⸗ 
zügen mit der Politik übereinſtimmen, die Wilſon von 
Anfang an zu der ſeinen gemacht hat. Daß dieſe 
Politik nicht auf einer ſchnurgeraden Linie läuft, daß 
ſich innere Widerſprüche zwiſchen Programm und 
Ausführung finden, iſt ohne weiteres zugegeben; das 
mag ein Beweis für Mangel an Vorausſicht ſein, die 
eine Anderung der Politik nötig machte, oder es mag 
ein Beweis von fehlendem Zielbewußtſein ſein. Man 
hat nicht nötig, für dieſen Mangel an Folgerichtigkeit 
immer nach tiefliegenden Gründen zu ſuchen. Selbſt 
der Staatsmann, der ſein Ziel unverrückt vor Augen 
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Die Grundgedanken 
deer amerikaniſchen Politik. 


Die Grundgedanken der amerikaniſchen auswärtigen 

Politik ſind urſprünglich durch das Gefühl der 
Angſt beſtimmt worden, das die kleine, nur mühſam 
befreite Republik, gegenüber den waffengewaltigen 
Monarchien der alten Welt empfand. Man fürchtete 
auf der einen Seite einen neuen Waffengang; man hatte 
auf der anderen Seite Beſorgniſſe, daß europäiſche 
Nachbarſchaft oder europäiſche Einflüſſe die republi⸗ 

kaniſche Verfaſſung untergraben würden. 

Man ſuchte dieſen Gefahren durch eine Politik 
weitgehender politiſcher Iſolierung zu entgehen. Dieſes 
Ziel hatte George Waſhington im Auge, als er 1797 in 
ſeiner Abſchiedsbotſchaft an den Kongreß ſeinen Mit⸗ 
bürgern den Nat gab, mit den europäiſchen Völkern 

zwar Handelsbeziehungen zu pflegen, aber „möglichſt 
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wenig politifche Verbindungen zu haben“. Das war 
das treibende Motiv bei den kontinentalen Land: 
erwerbungen, die die Vereinigten Staaten vom Jahre 
1803 an unternahmen, um meiſt durch Kauf, ge 
legentlich aber auch durch Kriege und Schikanen in den 
Beſitz von ganz Nordamerika, mit Ausnahme von 
Kanada zu kommen. Sie befreiten ſich ſo von jeder 
Nachbarſchaft, Kanada und Mexiko ausgenommen. 
Das war auch die urſprüngliche Bedeutung der Mon⸗ 
roe-Doktrin. Sie erklärte nicht nur, „daß die ameri- 
f kaniſchen Kontinente infolge der freien und unab⸗ 
hängigen Stellung, die ſie angenommen haben und 
behaupten, in Zukunft nicht als Ziele künftiger Kolo⸗ 
niſationen ſeitens irgend einer europäiſchen Macht be⸗ 
trachtet werden dürfen“; ſie betonte vielmehr auch, 
daß das politiſche Syſtem der europäiſchen Mächte 
„grundſätzlich von demjenigen Amerikas verſchieden 
iſt“, und daß die Vereinigten Staaten den Verſuch, 
dieſes Syſtem auf einen Teil der weſtlichen Hemiſphäre 
auszudehnen, „als Gefährdung unſerer Sicherheit 
betrachten würden“. Denn wenn eine große Militär⸗ 
macht Nachbar der Vereinigten Staaten wurde, ſo 
mußte man ihr entweder ſchutzlos gegenüberſtehen, 
oder man mußte ihrem Beiſpiele folgen und durch 
Rüftungen unter Amſtänden das Gefüge der amerika⸗ 
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niſchen Demokratie gefährden. Die Angſt, daß ein 
ſiegreicher General der amerikaniſchen Freiheit ge⸗ 
fährlich werden könnte, hat des öfteren eine Nolle in 
der amerikaniſchen Politik geſpielt. 

Die amerikaniſche Iſolierungspolitik iſt manchmal 
recht aggreſſiv vorgegangen. Sie verliert dadurch 
ihren Charakter als „Angſtpolitik“ nicht; gibt es doch 
in der Welt nichts brutaleres als die Selbſthilfe einer 
verängſtigten Menge. Sie war nicht völlig erfolgreich, 
da Kanada trotz aller Anſchlußbeſtrebungen ein Teil 
des britiſchen Reiches geblieben iſt. Die Nachbar⸗ 
ſchaft Kanadas wurde indeſſen kaum noch als Gefahr 
empfunden; es wurde vielmehr als eine Art von 
Anterpfand für das Wohlverhalten Englands be— 
trachtet. Denn England ſelbſt war ebenſowenig eine 
Militärmacht, wie die Vereinigten Staaten. Es lag 
weit ab, während die Vereinigten Staaten, Kanada 
um das 10-20 fache an Menſchen überlegen, ſich 
in unmittelbarer Nachbarſchaft befanden. Dazu kam 
der Amſtand, der in Amerika ſtark ins Gewicht fiel, 
daß England ſich immer mehr demokratiſierte und 
gleichzeitig bei jeder Gelegenheit eine das amerika⸗ 
niſche Selbſtgefühl ſchonende Politik vertrat. Nach 
der amerikaniſchen Ideologie bedeutet eine Schweſter⸗ 
demokratie keine Gefährdung, auch wenn ſie dieſelben 
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Ziele verfolgt, die früher die Monarchie erftrebte, 
Aberdies waren die Machtmittel der Vereinigten 
Staaten ſeit dem Bürgerkrieg ſo gewaltig erſtarkt, 
daß dieſe in Amerika ſelbſt jeder Großmacht ge⸗ 
wachſen waren, wenn fie ihre Kräfte vorſorglich orga⸗ 
niſierten. 

Dazu iſt wenig Neigung vorhanden geweſen. Mili⸗ 
täriſche Nüftungen von ausreichendem Umfang find 
ohne Zwangsmittel gegen die Einzelnen nicht durch- 
zuführen. Vor dieſen Zwangsmitteln ſchreckte die 
öffentliche Meinung zurück. Man hat zwar in den 
Einzelſtaaten den Regierungen gelegentlich ſehr weit⸗ 
gehende Eingriffe ins Leben ihrer Bürger geſtattet; 
der Bundesregierung wollte man ſolche Befugniſſe 
nicht anvertrauen. Ein Mißtrauen gegen die Aus- 
dehnung der Staatsgewalt über die in der Verfaſ—⸗ 
ſung feſtgelegten Grenzen ſteckt in jedem Amerikaner, 
auch wo die Furcht vor einem etwa entſtehenden 
Cäſarismus nicht mitſpielt. Die Bundesverfaſſung 
iſt ganz bewußt auf dem Grundgedanken aufgebaut, 
der Zentralregierung dem Einzelnen gegenüber mög⸗ 
lichſt wenig Einfluß einzuräumen. Außerdem beſorgte 
man die Entſtehung einer eigentlichen Offizierskaſte, 
die ſich von der ſonſt nicht kaſtenmäßig abgeſchloſſenen 
Bevölkerung abſondern werde und nicht nur durch 
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ihr bloßes Daſein das Syſtem völliger Gleichheit durch» 
brechen werde, ſondern auch als „Militärpartei“ Einfluß 
auf die Politik gewinnen würde. Die leidenſchaftlichſte 
Empfindung der amerikaniſchen Demokratie iſt das Be⸗ 
ſtreben, die Nechtsgleichheit aller Bürger vor dem Auf: 
kommen privilegierter Stände zu ſchützen. Dazu kom⸗ 
men noch die wirtſchaftlichen Erwägungen gegen Rü⸗ 
ſtungen, die in einem Lande, in dem faſt alles ziffern⸗ 
mäßig erfaßt wird, von beſonderem Gewicht waren. 
Daher hat Amerika ganz bewußt eine Politik ver⸗ 
folgt, die das Austragen internationaler Konflikte 
durch Nechtsſpruch und nicht durch Waffengewalt 
herbeizuführen ſuchte, und dadurch die militäriſchen 
Rüftungen überflüſſig machen ſollte. Schon 1780 
wünſchte Benjamin Franklin die Ausarbeitung eines 
Planes, der die Völker veranlaſſen und zwingen 
würde, ihre Streitigkeiten zu ſchlichten, „ohne daß ſie 
einander die Hälſe abſchnitten“. Man hat ſchon 1797 
den erſten Verſuch gemacht, in einem Vertrage die 
Erledigung von Konflikten durch freundſchaftliche Aus⸗ 
ſprache zu vereinbaren, und die Entſcheidung der Waffen 
erſt anzurufen, wenn Verhandlungen während einer 
beſtimmten Friſt ergebnislos verſtrichen feien.“*) 


) Vertrag mit Tunis Auguſt 1797 und mit Tripolis 


J. Juni 1805. 
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Noch früher (1794) haben die Vereinigten Staaten 
begonnen, territoriale Streitigkeiten, an denen ſie be⸗ 
teiligt waren, durch Schiedsſpruch einer dritten Macht 
zum Austrag zu bringen. Trotz gelegentlicher leiden⸗ 
ſchaftlicher Ausbrüche der Bevölkerung gegen dieſe 
Methoden haben im 19. Jahrhundert fünfzig bis ſech⸗ 
zig ſolcher Schiedsſprüche ſtattgefunden. Die Arbeit 
der beiden Haager Konferenzen, deren Zuſtandekommen 
gerade in Amerika beſonders freudig begrüßt wurde, 
ermöglichte die ſyſtematiſche Fortentwicklung dieſer 
Gedanken. In den Jahren 1908—1910 wurden mit 
zweiundzwanzig Staaten Schiedsgerichtsverträge ab— 
geſchloſſen, in denen die Vereinigten Staaten ſich 
verpflichteten, Streitigkeiten einem Schiedsſpruch zu 
unterbreiten, ſoweit ſie keine Lebensfragen berührten. 
Etwas ſpäter ſuchte Präſident Taft dieſe Einfchrän- 
kung zu beſeitigen und alle Streitfragen nicht einem 
Schiedsmann, ſondern einem Gerichtshof zu unter- 
breiten. Sein Nachfolger Wilſon, der den Pazifiſten 
Bryan zum Staatsſekretär ernannt hatte, ging weit 
darüber hinaus. Er ſchloß mit zahlreichen Staaten 
Verträge, auf Grund deren alle Streitigkeiten, die 
nicht auf diplomatiſchem Wege erledigt werden 
konnten, einer aus fünf Mitgliedern beſtehenden Inter- 
nationalen Kommiſſion unterbreitet werden ſollten. 


24 


Während der Prüfung des Falles durch die Inter: 
nationale Kommiſſion und bis nach erfolgter Bericht: 
erſtattung durch dieſelbe waren die vertragſchließenden 
Parteien gebunden, weder den Krieg zu erklären, 
noch Feindſeligkeiten zu beginnen. Es ſollte ſo der 
Verſuch gemacht werden, alle Konflikte friedlich zu 
löſen. 

Dieſe Gedanken entſprachen den Wünſchen des 
amerikaniſchen Volkes. Sie ſind von den Häuptern 
beider Parteien vertreten worden. Es hat gelegentlich 
Oppoſition gegen fie gegeben, die ſich aus Partei: 
kämpfen und aus Kompetenzkonflikten zwiſchen Senat 
und Präſidenten leicht erklären läßt. Sie ſcheinen 
manchmal im Gegenſatz zu den Aufwallungen der 
amerikaniſchen Volksſeele zu ſtehen — man denke 
nur an den ſpaniſch⸗amerikaniſchen Krieg. Sie ent⸗ 
ſprechen aber im großen ganzen der amerikaniſchen 
Weltanſchauung. Die iſolierte Lage, die Amerika 
durch die Gunſt der Vorſehung und die eigene ge— 
ſchickte Politik erreicht hat, beweiſen dem Amerikaner 
die Möglichkeit einer derartigen Friedenspolitik. Man 
hat eine 3000 Meilen lange, ungeſchützte Grenze nach 
Kanada zu; man hat mit England einen hundert⸗ 
jährigen Frieden feiern können, obwohl man keinen 
eigentlichen militäriſchen Schutz genießt. Im Gegen- 
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teil, ſtatt Heere einzuüben und Befeſtigungen anzu: 
legen, hat man im Jahre 1817 ein Abrüſtungsüber⸗ 
einkommen mit England geſchloſſen, das den Bau 
einer Kriegsflotte auf den großen Seen verhindert 
hat. Man hat dadurch ein Wettrüſten vermieden und 
den Frieden bewahrt. Der Amerikaner vermag nicht 
einzuſehen, warum Methoden, die an ſeiner offenen 
Nordgrenze erfolgreich geweſen ſind, nicht auch an 
anderen Orten möglich ſein ſollten. f 

Die Vorausſetzung einer ſolchen Politik iſt nun aber 
der Abſchluß von internationalen Verträgen, die unter 
allen Amſtänden unverbrüchlich gehalten werden müſſen. 
Man kann durch Interpretationskünſte wohl Dinge in 
einen Vertrag hinein- oder aus ihm herausleſen, — 
die amerikaniſche Jurisprudenz iſt Meiſterin in ge- 
wundener Kaſuiſtik — man kann ihn unter Amſtänden 
materiell völlig aushöhlen; wenn er richtig zuſtande 
gekommen iſt, iſt er als Form heilig und unauflöslich 
wie der Bund, den Gott mit ſeinem Volke ſchloß. 
Bei der naiven Vertrauensſeligkeit, die das amerika⸗ 
niſche Volk auszeichnet, und die von europäiſchem 
Mißtrauen ſeltſam abſticht, beſteht gar keine große 
Schwierigkeit, die Ordnung der Welt auf Verträge 
und gütliche Vereinbarungen, ſtatt auf Macht zu 
ſtellen. Man muß nur wollen, dann werden Vernunft 
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und Menfchlichfeit alle Fragen löſen können, die 
früher das Schwert entſchieden hat. Die gewaltige 
materielle Entwicklung, die Amerika in kurzer Zeit 
durchlaufen hat, zeigt dem Amerikaner die Entwick⸗ 
lungsfähigkeit der Welt; ſie gibt ihm einen frohen 
Optimismus, mit dem er ſich ohne Sachkunde an die 
Löſung der ſchwierigſten Aufgaben macht. Der 
Glaube kann Berge verſetzen; warum ſollte er nicht 
auch die etwas durcheinander geratenen Grenzpfähle 
der Völker nach gerechten Prinzipien neu anordnen 
können? 

Aus den Grundzügen der amerikaniſchen aus- 
wärtigen Politik folgte aber noch ein weiteres: So⸗ 
lange das Syſtem der internationalen Schiedsgerichts⸗ 
barkeit nicht völlig durchgeführt war, beſtand natürlich 
immer die Gefahr gewaltiger bewaffneter Konflikte. 
Wenn ſolche ausbrachen, hatte Amerika neutral zu 
bleiben. „Europa,“ ſagte George Waſhington, „hat 
feine eigenen Intereſſen. Anſere wahre Politik muß 
es ſein, uns von dauernden Allianzen irgend eines 
Teiles der fremden Welt frei zu halten.“ Als neu: 
traler Staat, der an den Streitigkeiten der übrigen 
Mächte nicht ſtark intereſſiert war, ſuchte es dahin zu 
wirken, daß die Verheerungen des Krieges im weſent⸗ 
lichen auf die Kriegführenden beſchränkt blieben und 
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die Intereffen der Neutralen nicht verletzten. Seine 
Staatsmänner ſuchten ganz bewußt den europäiſchen 
Mächten die Vorſtellung aufzuzwingen, daß die Inter⸗ 
eſſen der Neutralen denen der Kriegführenden vor- 
gingen, und daß die Rechte der Kriegführenden überall 
durch diejenigen der Neutralen beſchränkt ſeien. Wie 
alle Nationen haben die Amerikaner die Nückficht 
auf die Neutralen nicht eben allzu ängſtlich gewahrt; 
wenn ſie ſelbſt Krieg führten. Da für ſie aber der 
Kriegszuſtand ſtets die Ausnahme war, und da ihre 
Staatsmänner ſelten daran dachten, daß auch ſie 
gelegentlich unter die Kriegführenden gehen würden, 
ſo haben ſie dieſe Fragen meiſt vom Standpunkt der 
Neutralen, nicht von dem der Kriegführenden be— 
trachtet. So haben ſie auf der einen Seite eine ſehr 
weitgehende Berückſichtigung der Rechte der Neutralen 
verlangt; auf der anderen Seite haben ſie wenig Luſt 
gezeigt, ihre Handlungsfreiheit durch Neutralitäts⸗ 
pflichten gar zu ſehr einſchränken zu laſſen. Aus der 
Vorſtellung, daß der Kriegszuſtand das Abnorme und 
das Anrechtmäßige ſei, ergab ſich die Forderung von 
ſelbſt, daß er dem normalen Zuſtand möglichſt wenig 
Abbruch tun dürfe. Es darf vor allem der Handel 
der Neutralen nicht unterbunden werden. Daher 
haben die Vereinigten Staaten ſeit 1785 die Grunde 
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füge der freien See zur Anwendung zu bringen ge— 
ſucht. Sie verſtanden darunter das Recht des neu- 
tralen Staates, unbehindert Handel mit den Krieg⸗ 
führenden treiben zu dürfen. Feindliche Güter und 
feindliche Perſonen auf neutralen Schiffen ſollten 
nicht konfisziert werden dürfen. Sie haben dieſes 
Prinzip in ſeiner weiteſten Ausdehnung auf der 
Haager Konferenz vertreten. Sie haben ſich während 
des Krieges den engliſchen Abergriffen gefügt, — aber 
ſie haben das Prinzip nicht geopfert. Ja ſie haben 
es mit jener Anbeſtändigkeit, die die amerikaniſche 
Politik während des Krieges auszeichnet, zum Aus⸗ 
gangspunkt der Kriegserklärung gegen Deutſchland 
gemacht. „Der gegenwärtige deutſche Krieg gegen den 
Handel iſt ein Krieg gegen die Menſchheit,“ ſagte 
Wilſon in der Botſchaft vom 2. April. 

Der Ausbruch des großen Krieges war natürlich 
ein ſchwerer Schlag für die amerikaniſche Politik. 
Er zeigte deutlicher, als es die ſchärfſten Argumente 
gekonnt hätten, daß das Schwert einſtweilen noch 
ſtärker war, als der Geiſt. Er ſchien in den Augen der 
Friedensfanatiker geradezu eine Herausforderung der 
Friedensideen. In den Köpfen der großen Menge 
ſetzte ſich ſehr bald die Meinung feſt, daß der Friede 
hätte gewahrt werden können, wenn Deutſchland die 
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Anregungen Englands angenommen hätte, und feinen 
Einfluß für die Erledigung des öſterreichiſch⸗ſerbiſchen 
und des ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Konfliktes vor einem 
Schiedsgericht eingeſetzt hätte. Dieſer Eindruck wurde 
durch den Einmarſch in Belgien verſchärft. Wenn 
internationale Konflikte nicht durch das Schwert, 
ſondern durch Schiedsgericht und Arteilsſpruch aus— 
getragen werden ſollen, ſo iſt eine Vorausſetzung nötig. 
Es müſſen Verträge abgeſchloſſen werden, die dieſe 
internationale Negelung vorſehen. Das iſt nur mög⸗ 
lich, wenn die Gewißheit beſteht, daß ſolche Ver⸗ 
träge unter allen Amſtänden von Allen unver: 
brüchlich gehalten werden. Der deutſche Einmarſch in 
Belgien erſchütterte in der Meinung weiter Kreiſe 
den Glauben an die Sicherheit und den ungefährdeten 
Beſtand der eingegangenen internationalen Rechts- 
verträge. Man bildete ſich ein, daß bis zur deutſchen 
Kriegserklärung an Belgien ein Zuſtand abſoluter 
Vertragstreue in der Welt beſtanden habe; erſt durch 
Deutſchlands Vorgehen ſei dieſes Syſtem in Stücke 
gebrochen. Der italieniſche und der rumäniſche Ver⸗ 
tragsbruch, oder die Vergewaltigung Griechenlands 
und die Zerſtörung des internationalen Seerechts 
durch England ſeien eigentlich nur der Beweis für die 
Nichtigkeit dieſer Behauptung; denn ſie zeigen klar 
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und deutlich, daß dieſes eine ſchlechte Beiſpiel die Auf: 
löſung aller internationalen Verpflichtungen nach ſich 
gezogen habe. Die Entſchuldigung, daß Deutſchland 
aus Not gehandelt habe, machte die Sache nicht beſſer. 
Eine ſolche Ausführung beſage ja nur, daß ein Staat, 
der durch internationale Abmachungen gefeſſelt ſei, 
das Recht für ſich in Anſpruch nehmen dürfe, dieſe 
Abmachungen einſeitig aufzuheben, wenn er ſeine 
Lebensintereſſen für gefährdet halte. Die Schwierig⸗ 
keiten aller internationalen Abmachungen liege nun 
in den Reibungen, die „Lebensfragen“ berührten; 
internationale Konflikte niederen Grades ließen ſich 
immer leicht beilegen, ohne daß es, wenigſtens bei 
den Großmächten, verwickelter internationaler Ab⸗ 
machungen bedürfe. Solche Abmachungen wären 
aber zur Verhütung großer Konflikte unumgänglich 
nötig, wenn ein Waffengang ausgeſchloſſen ſein ſolle. 
Wenn es jedoch im Belieben einzelner Parteien 
ſtehe, im Falle wirklicher oder vermeintlicher Notwehr 
ſich einſeitig von Vertragsverpflichtungen zu befreien, 
dann fehle den Vertrag ſchließenden Parteien bei 
einem internationalen Abkommen eben die Sicherheit, 
die die Grundlage einer jeden Völkergemeinſchaft 
bilden müſſe. Durch den Einmarſch in Belgien habe 
Deutſchland ein Selbſthilferecht des einzelnen Staates 
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verkündet, das das Zuſammenleben der Staaten: 
gemeinſchaft in jeder Form erſchüttere. Es gefährde 
ſo die Sicherheit aller Völker und die Amerikas im 
beſonderen. Es habe aus der Erwägung heraus, daß 
ſeine Intereſſen dies verlangten, Belgien den Krieg er— 
klärt, obwohl es ſelbſt die Neutralität Belgiens durch 
Anterſchrift unter den Vertrag von 1839 garantiert 
habe. Wenn die garantierte Neutralität nicht länger 
unverletzlich ſei, dann ſei die Neutralität als ſolche 
nur ſoweit geſichert, als die Macht der Neutralen ſie 
ſchützen könne. Der Zuſammenbruch des internatio⸗ 
nalen Seerechts durch die Verletzung der Alliierten 
und ſpäter durch den deutſchen Anterſeebootskrieg 
ſcheine klar und deutlich zu beweiſen, daß das ganze 
Syſtem der internationalen Verträge und des be— 
ſtehenden internationalen Rechts in feinen Grund— 
lagen zuſammengebrochen ſei“). Die Verbreiterung 
dieſes Syſtems ſei das Hauptziel der amerikaniſchen 


) Es iſt ſehr intereſſant, daß in einem neuen engliſchen 
Priſenfall der Attorney General den Satz ausſprach: „Wenn 
das Leben einer Nation bedroht iſt, ſind die Herrſcher dieſer 
Nation die Treuhänder ihrer Untertanen, und jede Handlung, 
die ſie ausführen, iſt im Verhältnis zum internationalen 
Recht berechtigt und rechtmäßig“. Als Autorität, der dieſer 
Ausſpruch wörtlich entnommen wurde, zitierte er den be— 
kannten amerikaniſchen Admiral Mahan. Verhandlung 
vom 20. März 1918; Morning Poſt vom 21. März. 
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Politik geweſen. Sein Zuſammenbruch ſtelle die Ver⸗ 
einigten Staaten vor neue Fragen. Denn der Verlauf 
des Krieges habe deutlich genug gezeigt, daß man ſich 
auf die Gunſt der geographiſchen Lage als Mittel 
völliger Iſolierung nicht länger verlaffen könne. Wenn 
die Vereinigten Staaten in Zukunft ſich ausreichender 
nationaler Sicherheit erfreuen wollten, wie ſie das 
in der Vergangenheit getan hätten, ohne die Laſt 
ſchwerer Rüftungen auf ſich zu nehmen, fo müſſe 
an Stelle der geographiſch⸗techniſchen 
Sicherheit die politiſch rechtliche treten. 
Da das Weltmeer einer feindlichen Macht keine 
unüberwindlichen Schranken mehr entgegenſetze, und 
der Aberſeehandel Amerika überall verwundbar ge⸗ 
macht habe, ſeien neue Bürgſchaften für die Sicher⸗ 
heit zu ſchaffen. Dieſe Bürgſchaften müßten die 
Willkür der einzelnen Staaten eindämmen. Deutſch⸗ 
land habe ſich zum Prinzip der rückſichtsloſeſten be⸗ 
waffneten Selbſthilfe bekannt. Wenn es das Necht für 
ſich in Anſpruch nehme, unter Mißachtung von Ver⸗ 
trägen ſeine Intereſſen zu vertreten, ſo werde es nie 
zögern, nicht verpflichtende, einſeitige Schutzmaßregeln 
der Vereinigten Staaten, wie etwa die Monroe⸗ 
Doktrin, zu durchbrechen, falls es dies für zweck⸗ 
mäßig hielte. Da die techniſchen Sicherungen, die bis 
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dahin Amerika geſchützt hatten, die große Entfernung 
und die britiſche Seeherrſchaft in ſich zuſammen⸗ 
gebrochen ſeien, hätte Amerika ſonſt keine ausreichen⸗ 
den Sicherungen gegen eine nur die eigenen Intereſſen 
verfolgende Politik Deutſchlands, — es ſeien denn 
erdrückende RNüſtungen. f 


Die amerikaniſche Friedensaktion. 


Da entwickelte fich ſchon frühzeitig eine gewiſſe 
aktiviſtiſche Bewegung in Amerika. Diejenigen 
Kreiſe, die durch verwandtſchaftliche, geſellſchaftliche 
und wirtſchaftliche Beziehungen den Alliierten be⸗ 
ſonders naheſtanden, wünſchten von Anfang an eine 
Niederlage Deutſchlands; ſie erwärmten ſich allmäh⸗ 
lich für eine Teilnahme Amerikas am Kriege. Zu ihnen 
ſtieß eine Gruppe von Idealiſten, die die Grundſätze 
der politiſchen Weltordnung für gefährdet hielten, 
wenn Deutſchland nicht dafür beſtraft werde, daß 
es ſie durchbrochen habe. c 
Präſident Wilſon war Gegner dieſer aktiviſtiſchen 
Politik. Er war vielleicht im Innern ſeines Herzens 
der gleichen Auffaſſung über die Schuld Deutſchlands 
am Kriege, wie die aktiviſtiſchen Kreiſe. Er war aber 
ein leidenſchaftlicher Kriegsgegner. Er begegnete ſich 
darin mit den Anſchauungen der Mehrheit ſeiner 
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Landsleute. Man pflegt ihn gerne als Diktator hinzu⸗ 
ſtellen, der eine raffiniert durchdachte Politik Stück 
um Stück enthüllt und dabei das amerikaniſche Volk 
Schritt für Schritt der Teilnahme am Weltkriege zu- 
getrieben hat. Es iſt heute noch nicht angängig, eine 
Charakteriſtik des Präſidenten Wilſon zu geben. Es 
genügt aber zur Beurteilung ſeiner Politik während 
des Krieges, daß dieſelbe mit ſeinen Grundſätzen vor 
dem Kriege übereinſtimmt. Der Mann, der Bryan 
zum Staatsſekretär machte, kann füglich als Pazifiſt 
bezeichnet werden. And der amerikaniſche Präſident, 
der trotz des Druckes mächtiger Intereſſen, darunter 
auch ſolcher in der eigenen Partei, die bewaffnete 
Intervention in Mexiko unterlaſſen hat, iſt ſicher kein 
Imperialiſt. Die Behandlung der mexikaniſchen An⸗ 
gelegenheit als Ganzes iſt kein Nuhmesblatt der 
Wilſonſchen Staatskunſt. Gerade deshalb iſt ſie für 
die Erkenntnis ſeiner politiſchen Perſönlichkeit von 
beſonderem Werte. Sie zeigt durchaus keinen Machia⸗ 
velli, ſondern einen Politiker, der ein ganz beſtimmtes 
Ideenſyſtem im praktiſchen Leben verwirklichen will, 
ohne von den Tatſachen im einzelnen eine allzugenaue 
Kenntnis zu haben. Er iſt bei dem Bilde, das er ſich 
von den tatſächlichen Zuſtänden gemacht hat, in 
hohem Maße von perſönlichen Antipathien beein⸗ 
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flußt, die ihrerſeits wieder auf ſubjektive ſentimental⸗ 
humanitäre Eindrücke zurückgehen, — ſo erklärt ſich 
z. B. ſein Haß gegen Huerta, der ſo ſtark war, daß er 
zeitweilig dem Prinzip der Nichteinmiſchung untreu 
wurde. Er kehrte aber, nachdem er ſcheinbar ſeinen 
Standpunkt geändert hatte, zu ſeinem urſprünglichen 
Syſtem zurück. Er ſträubte ſich mit außergewöhnlicher 
Hartnäckigkeit gegen Eingriffe, ſelbſt wo das Leben von 
Amerikanern gefährdet war. Nur wenn der Druck 
von unten zu ſtark wurde, entſchloß er ſich, der unter 
Zögern und Zaudern den geeigneten Moment ver- 
ſäumt hatte, ſcheinbar blitzſchnell zu einer befreienden 
Tat, die viel weiter ging, als urſprünglich nötig ges 
weſen wäre; z. B. zum Einrücken in Mexiko. Sowie 
der Schlag geführt iſt, der die momentane Spannung 
beſeitigt, ſinnt er darauf, wie er ihn wieder unge- 
ſchehen machen und mit Formeln und Verträgen 
die rohe Gewalt erſetzen könne. Denn Wilſon iſt 
kein Mann der Tat; er zögert und zaudert, wo er 
handeln muß; er will durch das Wort wirken und durch 
den Geiſt, der in dem Worte zur Geſtaltung kommt. 
Er will den Willen der Menſchen nicht durch Zwang 
auslöſen, ſondern durch freie geiſtige Beeinfluſſung. 
Dieſen Zielen iſt er immer nachgegangen, die Mittel 
zu ihrer Erreichung hat er oft gewechſelt. Wer in 
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einer Demokratie, wie der amerikaniſchen, erfolgreich 
Politik treiben will, der muß eine weitgehende An⸗ 
paſſungsfähigkeit in den Mitteln beſitzen. Er muß, 
wenn er führen will, Rückſicht auf die Vorſtellungen 
derer nehmen, die ihm folgen ſollen; er muß die 
Sprache reden, die ſie verſtehen und die Schlagworte 
gebrauchen, die ſie beeinfluſſen. Denn das Wort wird 
noch nicht dadurch zur Tat, daß es einem Programm 
zum Ausdruck dient, ſondern erſt wenn es Willens⸗ 
regungen auslöſt, die deſſen Verwirklichung verlangen. 
Präſident Wilſon beherrſcht das geſprochene Wort 
mit höchſter Kunſt. Er kann die Gedanken, die die 
amerikaniſche Demokratie erfüllen, in vollendeter 
Meiſterſchaft zum Ausdruck bringen; er kann die 
Empfindungen, die ſie beleben, in leidenſchaftliches 
Wollen umſetzen. Daß dieſe Beredſamkeit den mit 
angelſächſiſchem Weſen nicht völlig Vertrauten „ölig“ 
und unecht anmutet, beweiſt nur, daß die Auffaſſungs⸗ 
weiſe der Völker verſchieden iſt. Wer den Abſcheu 
geſehen hat, den glänzende deutſche Deklamatoren bei 
einem gebildeten amerikaniſchen Publikum erregten, 
das ſie durch Aufklärung gewinnen wollten, wird ein⸗ 
ſehen müſſen, daß die Menſchen nicht leicht den Geiſt 
begreifen, der aus einer anderen Weltauffaſſung 
ſpricht, ſelbſt wo ſie die Worte verſtehen. Wenn einſt 
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die Geſchichte Wilſons Tätigkeit während des großen 
Krieges würdigen wird, ſo wird ſie ihn kaum als den 
großen Heuchler darſtellen, dem Worte des Friedens 
wie Honigſeim von den Lippen träufeln, während er 
die ſich zerfleiſchenden Völker Europas immer erneut 
zu größerer Machtentfaltung anſpornt, damit Amerika 
ſich bereichere, während Europa verblutet. Es iſt ein 
Zeichen knabenhafter politiſcher Unreife, wenn man 
den Gegenſatz zwiſchen Handeln und Bekennen nur 
aus bewußter Heuchelei zu erklären vermag. Politik 
iſt leider nicht immer ein kühles Rechnen, bei dem eine 
klare Vernunft, ausgehend von genau bemeſſenen und 
richtig bewerteten Tatſachen nach den Regeln der 
formalen Logik unwiderlegliche Schlüſſe zieht. Es 
iſt ein taſtendes Suchen nach dem richtigen Weg, bei 
dem die maßgebenden Leute häufig von eingebildeten, 
rein gefühlsmäßig gewonnenen, daher oft unrichtigen 
Tatſachen ausgehen und rein gefühlsmäßige Schlüſſe 
ziehen. Sie ſind ſich oft nicht einmal bewußt, daß 
zwiſchen ihrem Handeln und ihrem Denken eine un⸗ 
überbrückbare Kluft gähnt. Eine reſtloſe Aberein⸗ 
ſtimmung zwiſchen Handeln und Denken findet ſich 
nur bei den wenigen ganz großen Naturen, deren 
völlige innere Geſchloſſenheit ſich dank glücklichen 
äußeren Amſtänden in der Außenwelt auswirken 
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kann. Wem Glück und Kraft nicht im gleichen Am⸗ 
fange gegeben ſind, bei dem wird das Können oft 
hinter dem Erkennen und dem Wollen zurückbleiben, 
ſelbſt wenn er das Durchſchnittsmaß menſchlicher Be⸗ 
gabung weit überragt. Wer Wilſons Verhalten im 
Kriege auf Grund der tatſächlichen Vorgänge über- 
prüft, der wird mancherlei Anhaltspunkte finden, um 
ihn in die letzte Gruppe einzureihen. Wilſon hat in 
den erſten Tagen des Krieges eine Proklamation er— 
laſſen, die ſeinen Landsleuten nicht nur Neutralität, 
ſondern Anparteilichkeit zur Pflicht machte; er iſt 
nicht imſtande geweſen, ihre leidenſchaftlichſte Partei⸗ 
nahme in Worten zu verhindern; er hat nicht gewagt, 
die Parteinahme durch die Tat (man denke nur an 
die Waffenlieferungen) zu unterdrücken. Er hat die 
Freiheit der Meere immer wieder als eines der 
höchſten Ziele der amerikaniſchen Politik hingeſtellt 
und hat trotzdem keinen Verſuch gemacht, ſie zu einer 
Zeit zu ſichern, wo das leicht geweſen wäre. Er hat 
in den erſten Tagen des Krieges ſeine Friedensver⸗ 
mittlung angeboten und zwei und einhalb Jahre ge: 
wartet, ehe er den erſten zögernden Schritt unter⸗ 
nommen hat, nachdem er alle gemeinſamen Hand- 
lungen der anderen Neutralen durch ſein Fernbleiben 
vereitelt hatte. Er war ängſtlich bemüht, Amerika 
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von dem fürchterlichen Völkermorden fernzuhalten 
und hat dabei mannigfache Demütigungen einſtecken 
müſſen. Er hat ſich dann plötzlich, beinahe leichtfertig, 
in einem Augenblick in das Weltringen geſtürzt, wo 
er wahrſcheinlich einen Frieden hätte erzwingen 
können. Es fehlt alſo in ſeinem Verhalten nicht an 
inneren und äußeren Widerſprüchen; man wird ſie 
nicht aufklären können, wenn man eine Art Theater⸗ 
böſewicht aus ihm macht. Sein Verhalten iſt weit 
leichter zu verſtehen, wenn man ihm zwar Klarheit in 
der Erkenntnis grundſätzlicher Ziele zubilligt, aber 
darüber nicht vergißt, daß ihm die tatſächlichen Einzel⸗ 
heiten der europäiſchen Politik völlig unbekannt 
waren. Als er ans Ruder kam, erſchien ihm die 
äußere Politik ſo unwichtig, daß er den berufsmäßigen 
diplomatiſchen Dienſt der Vereinigten Staaten, den 
ſeine republikaniſchen Vorgänger langſam aufgebaut 
hatten, leichtfertig zerſchlug und die Botſchafterpoſten 
als gute Beute an Parteigenoſſen vergab, die ſich um 
die demokratiſche Partei verdient gemacht hatten. 
Der Mann, der einen Gerard nach Berlin ſchickte und 
ihn während einer Weltkriſe dort beließ, hat ſicher 
die Aufgaben der äußeren Politik nicht richtig einge⸗ 
ſchätzt. Er hat daher auch lange Zeit gebraucht, ehe er 
es wagen konnte, ſich ein Bild dieſer Fragen zu machen. 
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And die Zickzackbewegungen feines Kurſes er- 

klären ſich verhältnismäßig einfach, wenn man be- 
denkt, daß dieſer ſcheinbar gewalttätige Tyrann zwei 
Jahre nach Ablauf des Krieges ſich einer Neuwahl 
unterziehen mußte, von deren Ausgang nicht nur die 
Befriedigung ſeines perſönlichen Ehrgeizes und das 
Schickſal ſeiner Partei abhing, ſondern wie er glaubte, 
auch die Geſtaltung des Menſchheitstraums des 
kommenden Friedens, zu deſſen Verwirklichung er ſich 
berufen hielt. Daher lauſchte er ängſtlich („das Ohr 
am Boden haltend“) auf jede Regung der Volks⸗ 
ſtimme; deshalb zögerte und zauderte er, bald um 
den Gegnern, die unverſöhnlich waren, keine Gelegen⸗ 
heit zum Angriff zu geben, bald um zweifelhafte 
Freunde nicht zu verlieren, bald um den Enthuſiasmus 
zuverläſſiger Anhänger nicht zu dämpfen. And da ſich 
die Weltlage kaleidoſkopiſch änderte und er ſtets die 
Empfindung hatte, erſt entſcheidend Stellung nehmen 
zu können, wenn das Volt, für das er zu ſprechen hatte, 
die neue Wandlung ſo verſtanden hätte, daß es 
ſeine Politik auch billigen würde, ſo hat er ſelten 
Schritt mit den Ereigniſſen halten können. Er hat 
mehr als einmal die goldene Stunde verpaßt, in der 
ſein Eingreifen leicht war und ſegensreich hätte wirken 
können, während er auf die Stimme des Volkes war⸗ 
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tete, die ihn bevollmächtigen ſollte. Wilſon erkannte 
klar, daß eine Teilnahme Amerikas am Kriege ohne 
gewaltige Kriegsrüſtungen nicht zu erreichen ſei. Er 
ſcheute die politiſchen, wirtſchaftlichen und menſch⸗ 
lichen Opfer einer ſolchen Rüſtung. Er verdammte die 
brutale Gewalt und wollte der Welt die Überlegenheit 
moraliſcher über militäriſche Mittel dartun. Das 
konnte nicht dadurch geſchehen, daß er Amerikas 
kriegeriſche Machtmittel in die Wagſchale warf. Er 
hoffte vielmehr, daß der Krieg ohne entſcheidenden 
Sieg nach der einen oder anderen Seite zum Abſchluß 
kommen werde. War das der Fall, ſo war mit ziem⸗ 
licher Sicherheit anzunehmen, daß die kriegsluſtigen 
Elemente Europas auf lange Zeit Einfluß bei ihren 
eigenen Völkern verlieren würden. Denn ein der⸗ 
artiger Friede mußte allen Völkern zeigen, daß der 
Krieg „ein ſchlechtes Geſchäft“ iſt. Auf dieſer Er⸗ 
kenntnis mußte ſich dann ein Dauerfriede begründen 
laſſen, der Amerikas Sicherheit ohne erdrückende 
Rüſtungen gewährleiſten würde. 

Allerlei Pläne waren bereits entworfen worden, 
die verhüten ſollten, daß nach dieſem Kriege jemals 
ein neuer Krieg entſtehen würde. Es hatte ſich eine 
einflußreiche Vereinigung unter der Führung des 
früheren Präſidenten Taft und des Präſidenten der 
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Harvard Univerfität, Lowell, gebildet, die die Er- 
richtung eines Weltgerichtshofs forderten. Vor 
dieſen Gerichtshof ſollten alle Streitigkeiten gebracht 
werden. Ehe derſelbe nicht den Verſuch gemacht 
hatte, Konflikte friedlich beizulegen, ſollte kein Krieg 
ausbrechen dürfen. Die Teilnehmer an dieſem Ge- 
richtshof ſollten ſich verpflichten, ihre geſamten mili⸗ 
täriſchen und wirtſchaftlichen Machtmittel gegen den 
Staat zu verwenden, der zu den Waffen griff, ehe er 
ſeine Sache dem internationalen Tribunal unterbreitet 
hatte. Es ſollte ſo eine Sanktion für die Durchführung 
des neuen Internationalismus geſchaffen werden. Die 
Arheber dieſer Vorſchläge beabſichtigten nicht, in 
irgendeiner Weiſe auf den kommenden Frieden einzu⸗ 
wirken. Sie wollten vielmehr ein Syſtem erſinnen, 
das dieſem, ohne ihr Zutun zuſtandegekommenen 
Frieden Dauerhaftigkeit verleihen würde. Sie waren 
in ihrer Mehrzahl Anhänger der Alliierten; ſie hegten 
im innerſten Grund ihres Herzens wohl die Hoffnung, 
daß der Krieg mit deren Sieg enden werde. Dieſer 
Friede werde dann durch die Garantie der ganzen 
Welt ein dauernder werden. Die Gefahr, daß er 
durch einen Revanchekrieg, den ſo oft angekündigten 
zweiten puniſchen Krieg, umgeſtoßen würde, konnte 
auf dieſe Weiſe ausgeſchaltet werden. 
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Präſident Wilfon ließ durch zahlreiche Außerungen 
erkennen, daß auch er ſich mit der Frage eines Dauer⸗ 
friedens beſchäftigte. Er gab jedoch zu verſtehen, daß 
ihm der Gedanke, die internationale Ordnung durch 
militäriſche Gewalt zu ſichern, unſympathiſch war. 
Ein ſolcher Plan ſah eine Weltallianz vor, durch 
deren Begründung Amerika aus ſeiner Iſolierung 
herausgeriſſen werden würde. Es würde für die Folge 
von Konflikten, die ihm recht fern lagen, mit Waffen⸗ 
gewalt einſtehen müſſen. Er erkannte überdies, daß 
ein auf die Erhaltung eines dauernden Friedens ge- 
richtetes Syſtem nicht lebensfähig war, wenn der 
Friede, den es ſichern ſollte, nicht die Elemente der 
Dauer in ſich trug. Es war ſeit langem ſein Ehrgeiz, 
dieſen Frieden herbeizuführen. Er hatte ſich aber 
immer geſcheut, einzugreifen. Er war ſich klar dar⸗ 
über, daß der Friedensſtifter unter Amſtänden von 
beiden Teilen als unberufener Eindringling betrachtet 
werden würde. Er ließ durch ſeinen Beauftragten, 
Colonel Houſe, die einander feindlichen Regierungen 
ſondieren, ſchob aber die Entſcheidung immer wieder 
hinaus, denn es fehlte ihm anſcheinend die klare Erkennt⸗ 
nis, daß der Eingriff eines Neutralen in einem ſolchen 
Ringen nur dann Erfolg haben konnte, wenn er ſich 
die nötigen Druckmittel geſichert hatte und vor ihrer 
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Anwendung nicht zurückſcheute. Dieſe Druckmittel 
ſtanden ihm zur Verfügung. Durch Gewährung und 
durch Verſagen von Anleihen, durch Erleichterung 
oder durch Erſchwerung von Lieferungen aller Art 
hätte Amerika nach beiden Seiten ſeinen Einfluß 
wirken laſſen können. Durch Wilſons Schwäche waren 
die Beziehungen mit Deutſchland von den Alliierten 
beinahe zerſtört worden. Er wußte aber mindeſtens 
ſeit Mai 1916, daß die deutſchen Staatsmänner einen 
vernünftigen Frieden erſtrebten. Er hatte daher nur 
nötig, die Alliierten gefügig zu machen, was durch 
Abweiſung ihrer Übergriffe auf amerikaniſche Nechte 
leicht hätte geſchehen können. Er brachte es immer nur 
zu Anläufen und zauderte und zögerte. Erſt das deutſche 
Friedensangebot zwang ihn zum Handeln. Es be= 
raubte ihn des Ruhmes, als erſter einen Friedens⸗ 
vorſchlag gemacht zu haben. Es verminderte auch die 
Ausſicht auf den Erfolg ſeines Friedensprogrammes, 
das er erſt zögernd am 20./21. Dezember und dann, 
nach Verwerfung des deutſchen Vorſchlags durch die 
Alliierten, in großen Zügen am 22. Januar entfaltete. 
Knapp zehn Tage hat das Wilſonſche Friedenspro⸗ 
gramm in der Welt zur Diskuſſion geſtanden. Dann 
folgte die Wiederaufnahme des uneingeſchränkten 
Anterſeebootskrieges, der Abbruch der diplomatiſchen 
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Beziehungen und zwei Monate darauf die amerika⸗ 
niſche Kriegserklärung. 

Man hat in dieſer ſchnellen Wandlung der Dinge 
den Beweis dafür geſehen, daß Wilſon heuchleriſche 
Phraſen gebraucht habe, um Deutſchland zu ver⸗ 
hindern, das Anterſeeboot, ſeine beſte Waffe, zur 
Niederkämpfung Englands zur Anwendung zu brin- 
gen. Die ganze Friedensaktion ſei eine Spiegel⸗ 
fechterei geweſen. Wilſon habe ſtets die Abſicht ge- 
habt, am Kriege teilzunehmen. Sonſt ſei es nicht zu 
begreifen, daß er, der eben noch den Frieden vertreten 
habe, plötzlich den Krieg erklärt habe. Dieſer ſchein⸗ 
bare Widerſpruch iſt indeſſen leicht aufzuklären: Wil⸗ 
ſon ſuchte den Frieden zu erzwingen, um nicht am 
Kriege teilnehmen zu müſſen. Er hatte ſich in der 
Frage des uneingeſchränkten Anterſeebootkrieges ſo 
feſtgelegt, daß die Wiederaufnahme desſelben zum 
mindeſten zum Abbruch der diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen führen mußte. Es war ihm wohl bekannt, 
daß die Ablehnung der Friedensvorſchläge faſt mit 
Sicherheit zur Wiederaufnahme des Anterſeeboot⸗ 
krieges führen würde. Sein Beſtreben mußte alſo 
dahin gehen, den Eintritt dieſer Situation zu ver⸗ 
hindern. Daher wollte er an eine endgültige Ableh⸗ 
nung ſeiner Friedenspläne nicht glauben. Die Rede 
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vor dem Senat vom 22. Januar, der ja, wie bekannt, 
ein Anerbieten der Friedensvermittlung folgte, iſt 
der beſte Beweis dafür.“) Sein Bemühen ſcheiterte 
indeſſen, weil die Alliierten die Zwangslage erkannt 
hatten, in der er ſich befand und kein Intereſſe daran 
hatten, ſich Friedensbedingungen von einem neutralen 
Amerika aufzwingen zu laſſen, wenn ſie die Hoffnung 
hatten, durch Ablehnung derſelben Amerikas Waffen⸗ 
brüderſchaft zu gewinnen. Die Kriegserklärung war 
nicht das Meiſterſtück eines Aktiviſten, der den Wider⸗ 
ſtand der Friedenspartei durch machiavelliſtiſche 
Schachzüge mattſetzte, ſondern die Niederlage eines 
Pazifiſten, deſſen Zögern und Zaudern eine Sachlage 
ſchuf, der er nicht mehr Herr werden konnte. 

Dieſer Amſchwung iſt dann durch zwei Ereigniſſe 
vollendet worden. Das eine war die Aufdeckung der 
mexikaniſchen Politik des Staatsſekretärs Zimmer: 
mann, der Mexiko im Falle des Krieges mit den Ver⸗ 
einigten Staaten ein Bündnis angetragen und ihm 
dafür drei amerikaniſche Bundesſtaaten verſprochen 


) Wenn Wilſon wirklich den Glauben gehabt hätte, daß 
der uneingeſchränkte Anterſeebootkrieg England binnen kurzer 
Zeit auf die Knie zwingen würde, dann liegt erſt recht kein 
Grund vor, die Ehrlichkeit ſeiner Friedensbeſtrebungen zu 
bezweifeln, denn dann war das Zuſtandekommen des Frie- 
dens die einzige Möglichkeit, England zu retten. 8 
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hatte. Dieſes Anerbieten ſchien zu zeigen, daß 
Deutſchland nicht gewillt war, die Prinzipien zu 
beachten, daß Völker nicht ohne ihren Willen ver- 
ſchenkt werden können. Es hatte denſelben zwar aus⸗ 
drücklich ſeine Zuſtimmung erteilt, es war aber trotz⸗ 
dem bereit, faſt 4½ Millionen amerikaniſcher Bürger, 
darunter viele Tauſende deutſcher Abſtammung, der 
mexikaniſchen Anarchie auszuliefern. Es ſchien außer⸗ 
dem zu beweiſen, daß Deutſchland ein doppeltes Spiel 
geſpielt hatte, als es in der vertraulichſten Weiſe mit 
den Vereinigten Staaten über den Frieden verhan- 
delte und dabei gleichzeitig ſich auf einen Krieg gegen 
ſie rüſtete. Wie konnte man hoffen, daß eine Nation 
einen Friedensvertrag halten werde, wenn ihre 
Staatsmänner eine derartig doppelzüngige Politik 
treiben durften? 

Das zweite Ereignis war die ruſſiſche Revolution. 
Sie erfüllte nicht nur das amerikaniſche Volk mit 
lauter Begeiſterung, weil jetzt endlich der Deſpotismus 
der alten Welt zuſammengebrochen war. Sie brachte 
auch eine grundlegende Anderung der militäriſchen 
Lage. Es war leicht möglich, daß der Krieg nicht 
durch einen Frieden ohne Sieger beendet werden 
würde, und daß dann die Welt auch in Zukunft in ein⸗ 
ander bekämpfende Gruppen zerriſſen ſein würde. Das 
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Geſpenſt eines gewaltigen Mitteleuropa tauchte auf, 
das von Berlin bis Bagdad reichend den waffen⸗ 
mächtigſten Militärbund darſtellen würde, den die 
Welt je geſehen hat. Dieſer Militärbund, der auf 
Eroberungsluſt begründet ſchien, konnte eine Be: 
drohung Amerikas bringen. War es unter dieſen 
Amſtänden nicht beſſer, der drohenden Gefahr ent— 
gegenzutreten, ſolange man das im Bunde mit anderen 
waffenmächtigen Alliierten tun konnte, ſtatt zu warten, 
bis Deutſchland Europa geknechtet hatte und ſich dann 
über das Weltenmeer nach neuer Betätigungsgelegen- 
heit umtat? Das Meer gewährte keine Sicherheit 
mehr; das internationale Syſtem der Verträge war 
zerbrochen. Präſident Wilſon hatte den Gedanken 
eines Dauerfriedens ohne gewaltige Nüſtungen nicht 
aufgegeben. Einer ſolcher war aber unmöglich, wenn 
ein deutſcher Sieg auf allen Fronten Deutſchland 
einen ſolchen Machtzuwachs gewährte, daß es die 
Weltherrſchaft erſtreben konnte. Er nahm am Kriege 
teil, um das zu verhindern. Der Krieg war für ihn 
ein Präventivkrieg. Amerika hatte kein Intereſſe an 
einer deutſchen Niederlage, da eine ſolche eine ge— 
fährliche Stärkung des alliierten Militarismus be- 
deutet hätte. Eine ſolche war aber nach der ruſſiſchen 
Revolution nicht eben wahrſcheinlich. Amerika ſprang 
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ein, um das geſtörte militärische Gleichgewicht wieder 
herzuſtellen und einen „gerechten“ Frieden zu er— 
zwingen. Da es als kriegsführende Macht von der 
Friedenskonferenz nicht ausgeſchloſſen werden konnte 
und keine eigenen materiellen Intereſſen auf dem Spiele 
ſtehen hatte, fo konnte Wilſon hoffen, den Dauerfrie- 
den, den er durch ſeine Vermittlung nicht hatte 
herbeiführen können, danch Teilnahme am Kriege 
zu erzwingen. 

Mißglückte aber dieſes Beſtreben, en gab ihm 
die Erklärung des Kriegszuſtandes die Gelegenheit, 
die unorganiſierte Macht der amerikaniſchen Nation 
ſo zu organiſieren, daß Amerika jeder Fährlichkeit der 
Zukunft ins Antlitz blicken konnte. Wenn es nicht 
imſtande war, ſich Sicherheit durch einen Abrüſtungs⸗ 
frieden zu verſchaffen, jo mußte es die Laſt eines be⸗ 
waffneten Friedens auf ſich nehmen. Wilſon wechſelte 
alſo die Mittel, ohne das Ziel aus den Augen zu ver— 
lieren. a 

Es iſt allerdings in hohem Grade wahrſcheinlich, daß 
die perſönliche Verbitterung, die er über die Zimmer⸗ 
mannſchen „Intriguen“ empfand, ihm den klaren 
Blick vorübergehend trübte. Denn es hat nie eine 
Zeit gegeben, zu der Amerika als mächtigſter Neu- 
traler ſein Gewicht ſo fühlbar hätte in die Wagſchale 
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werfen können, wie in den Tagen vor der amerika⸗ 
niſchen Kriegserklärung. Die Wirkungen des Anter⸗ 
ſeebootkrieges, der drohende Ausfall Rußlands und 
die immer ſtärker anſchwellende Laſt der Kriegsaus⸗ 
gaben hatten die Lage der Alliierten ſehr ernſt ge- 
ſtaltet. Die Ausſicht, Amerika unter den Gegnern 
zu ſehen, der Druck der Ernährungsverhältniſſe, die 
Erkenntnis, daß der Anterſeebootkrieg keine ſchnelle 
Löſung bringen werde, das alles zuſammen färbte 
Deutſchlands Lage damals ſehr düſter. Es war die 
günſtigſte Gelegenheit, die ein großer Staatsmann 
erſehnen konnte, um beide Teile zu einem Frieden zu 
veranlaſſen. Wilſon verpaßte ſie. Er gab ſtatt deſſen 
ſeiner Erbitterung in beredten Worten Ausdruck. 
Er hatte ſich in der Hoffnung befunden, es werde ihm 
vergönnt ſein, der Welt den heißerſehnten Frieden zu 
ſchenken. Er ſah im Geiſte dieſen Frieden als ſeine 
eigenſte Schöpfung an. Die deutſche Antwort, die 
Amerika von den Friedensverhandlungen ausſchließen 
wollte, hatte ihn ſchon etwas verſchnupft. Jetzt ſah 
er in Deutſchlands Vorgehen nur noch den Verſuch 
einer „Friedensintrigue“, durch die ihm der Lor— 
beer des Friedensſtifters entriſſen und durch die 
er obendrein lächerlich gemacht werden ſollte. Er 
klagte die „Autokratie“ Deutſchlands verbrecheriſchen 
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Spieles an. Er ſchmeichelte der amerikaniſchen 
Menge, indem er ausführte, die Demokratie ſei un⸗ 
fähig, ſolche Intriguen zu begehen. Er ſetzte einen 
gewaltigen Apparat in Bewegung, um die finan⸗ 
ziellen, die militäriſchen und die wirtſchaftlichen 
Rüftungen der Vereinigten Staaten in Stand zu 
ſetzen. Aber im Innerſten ſeines Herzens war er 
Pazifiſt geblieben. Er fühlte trotz aller ſchwungvollen 
Neden den inneren Widerſpruch, der darin lag, daß 
ein Staatsmann, der die phyſiſche Gewalt aus dem 
Leben der Völker hatte ausſchalten wollen, nun doch 
kein anderes Mittel zur Erreichung ſeiner Ziele ſah, 
als ihre Anwendung. Dabei hoffte er wohl, daß die 
Entſcheidung fallen werde, ehe noch ein amerikaniſches 
Millionenheer an der Front erſcheinen werde. Amerikas 
Organiſation, ſein Schiffbau, ſeine Lebensmittel und 
ſeine Geldquellen ſollten die Aufgaben der Alliierten 
erleichtern; feine Anterſtützung ſollte vor allem die 
wankende ruſſiſche Front wieder aufrichten. Er rech⸗ 
nete überdies mit einem beginnenden wirtſchaftlichen, 
finanziellen und vor allem politiſchen Zuſammenbruch 
Deutſchlands. Mit der Naivität des fanatiſchen De⸗ 
mokraten dachte er wohl, daß die ruſſiſche Revolution, 
deren ſozialiſtiſcher Charakter in Amerika nicht ver⸗ 
ſtanden wurde, auf Deutſchland übergreifen werde. 
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Er ſuchte das Feuer zu ſchüren, indem er immer und 
immer wieder betonte, daß er nicht der Feind des 
deutſchen Volkes ſei und nur ſeine treuloſe Regierung 
bekämpfe. 

Allmählich begann er aber die Dinge nüchtern zu 
ſehen. Der ruſſiſche Zuſammenbruch war militäriſch 
unaufhaltſam geworden. Ob ein Friede kam oder 
nicht, der gewaltigen Beißzange, die die alliierte 
Staatskunſt geſchmiedet hatte, war die eine Schneide 
verloren gegangen. Wenn eine Niederkämpfung 
Deutſchlands erreicht werden ſollte, ſo war das nur 
durch Amerikas tätige Mitwirkung denkbar. Die 
Frage ſtand nun ſo: Sollte Amerika gewaltige Opfer 
an Gut und Blut bringen, um Zwecke zu erfüllen, an 
denen es nur mittelbar intereſſiert war? Amerika 
wollte einen Abrüſtungsfrieden. Es hatte kein Inter⸗ 
eſſe daran, daß die engliſchen Imperialiſten ſich in 
Meſopotamien feſtſetzten oder die Japaner China 
monopoliſierten. Es war gegen Deutſchland in den 
Krieg eingetreten, um einen Präventivkrieg gegen die 
deutſche Gefahr zu führen. Wenn ſich dieſe Gefahr 
in anderer Weiſe bannen ließ, ſo war Amerika gerne 
zum Frieden bereit. Wenn Deutſchland ſich demo— 
kratiſierte, ſo ſchien nach der naiven amerikaniſchen 
Auffaſſung die Gefahr für den künftigen Völker— 
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frieden beſeitigt; Amerika ift heute noch immer fo 
dilettantiſch, daß es Demokratie und Frieden für 
gleichbedeutend hält. Wie ein beſchränkter Typus des 
Preußentums ſich vor dem Kriege einbildete, daß 
Ordnung und preußiſche Zucht gleichbedeutend ſeien, 
ſo etwa denkt Amerika von ſeinen Einrichtungen. 
| „Ein dauerndes Zuſammenarbeiten für den Frieden“, 
meinte Wilſon, „kann nur durch die Gemeinſchaft 
demokratiſcher Völker aufrecht erhalten werden. 
Keiner autokratiſchen Regierung kann man ver- 


trauen, daß ſie innerhalb derſelben Treue wahrt oder Re 


ihre Abmachungen hält.“) 

Eine Demokratiſierung Deutſchlands hätte dabei 
nicht nur Amerika die vermeintliche Sicherheit ge— 
bracht, ſondern auch dem amerikaniſchen Miſſions⸗ 
eifer als großer Erfolg gegolten. Wenn Wilſon dar⸗ 
auf hinweiſen konnte, daß er ohne Schwertſtreich, nur 
durch amerikaniſche Kriegsvorbereitungen, Deutſch— 
land demokratiſiert habe, ſo durfte er der Anerken⸗ 
nung gewiß ſein, auch wenn er ſeinen Mitbürgern 
ſonſt nichts weiter aus dieſem Kriege zurückbrachte. 
Daher hat Wilſon immer und immer wieder dieſe 


) Damit iſt allerdings auch deutlich das Mißtrauen gegen 
den japaniſchen Alliierten ausgeſprochen, den man kaum als 
demokratiſchen Staat bezeichnen kann. 
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Demokratiſierung Deutſchlands betont. Er hat da⸗ 
durch die tiefgewurzelte Bewegung nach Verfaſſungs⸗ 
reform, die eines äußeren Anſporns nicht bedurfte, 
aufs ärgſte gefährdet. Während dieſer Fanatiker die 
Sache der Demokratie in Deutſchland zu vertreten 
glaubte, iſt er ihren Vorkämpfern in den Rücken 
gefallen. Bei dem Bilde, das man ſich von ihm in 
Deutſchland gemacht hatte, war jede Sache, für die 
er eintrat, von vornherein verdächtig. Die Feinde 
der Demokratie hatten es nicht ſchwer, überall zu 
verbreiten, daß er mit der Demokratiſierung Deutſch⸗ 
lands nur deſſen Schwächung erſtrebe. Der Hiſtoriker 
der Zukunft wird einmal zu betonen haben, daß der 
beſte Beweis für die Stärke der volkstümlichen demo⸗ 
kratiſchen Bewegung in Deutſchland in der Tatſache 
liegt, daß ſie im Weltkriege begonnen wurde, obwohl 
Deutſchlands unverſöhnlichſte Feinde fie durch Zu- 
ſtimmung leicht in Verruf hätten bringen können. 
Dabei zeigt ſich auch hier wieder Wilſons charakte⸗ 
riſtiſche Neigung zum Zögern. Selbſt als Staats: 
ſekretär Zimmermann abgegangen war und der Sturz 
Bethmann⸗Hollwegs alle Perſönlichkeiten beſeitigt 
hatte, die irgendwie für das vermeintliche Doppelſpiel 
verantwortlich hätten gemacht werden können, hat 
Wilſon überflüſſige Ausfälle gegen die deutſche Ne⸗ 
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gierung nicht unterlaſſen können. Er hat mehr als 
vier Monate gebraucht, ehe er die Bedeutung der 
Friedensreſolution des Reichstages zu erfaſſen ſchien. 
Hätte er die Worte, die er im Januar 1918 ſprach, 
bereits im Juli 1917 geäußert, jo wären die Grund⸗ 
lagen dieſer Verſtändigung wohl zu ſchaffen geweſen. 
Er hat in ſelbſtgerechter Erbitterung gewartet und 
ſich nicht zu handeln getraut. 

Man darf daher ſehr wohl bezweifeln, ob Wilſon 
die Rolle des großen Staatsmannes wirklich liegt, 
der die Welt von dieſem Kriege erlöſen ſoll, man 
kann aber zugeben, daß er ſeine eigentlichen Friedens⸗ 
ziele unentwegt feſtgehalten hat. Stoßweiſe einlenkend 
hat er die Prinzipien, die er am 23. Januar 1917 
zum erſten Male ausſprach, ausgebaut, und am 
8. Januar und dann am 11. Februar 1918 von neuem 
vorgetragen. Er hat fie noch in der Rede vom 
7. April wiederholt, in der er, nach Art des Zau⸗ 
derers, die Folgen ſeiner Antätigkeit der deutſchen 
Politik zur Laſt legt. 


57 


Wilſons Ziele. 


De Weltkrieg hat Amerika nach der Auffaſſung 
feiner Staatsmänner aus der natürlichen Iſolie⸗ 


rung geriſſen, in der es ſich dank ſeiner geographiſchen 
Lage befand. „Wir ſind nicht länger Provinzler. Die 
tragiſchen Ereigniſſe der letzten 30 Monate voll von 
ſchickſalsſchwangeren Wirren, die wir eben durchlebt 
haben, haben uns zu Bürgern der Welt gemacht“, 
ſagte Wilſon am 5. März 1917. Amerikas Stellung 
als Staat und Republik kann dabei nur auf zwei 
Weiſen geſichert werden. Es muß ſich entweder Rü- 
ſtungen zulegen, die es nach allen Seiten gegen alle 
möglichen Feinde zu Waſſer und zu Land ſchützen. 
Daß das bei einem Lande mit Amerikas Hilfskräften 
möglich iſt, bedarf nicht der Ausführung. Eine ſolche 
Sicherung würde einmal gewaltige Aufwendungen an 
Menſchen und Material nötig machen. Sie würde zum 
andern die auswärtige Politik Amerikas ungünſtig 
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beeinfluſſen, inſofern fie leicht zu einer Politik aggreſ— 
fiver Sicherung führen würde; man denke nur an die 
Nooſeveltſche Erwerbung von Panama. Und fie 
würde unter Amſtänden die Grundlagen der Demo— 
kratie erſchüttern, wenn ſich aus dem Militarismus ein 
Cäſarismus entwickeln würde. Amerika hat jedoch 
keine Landgrenzen, die bedroht ſind. Es hat keine 
militäriſchen Klaſſen, die ganz beſtimmte Vorſtellungen 
von der einzig möglichen Art der Sicherheit hatten. 
Es kann daher wählen, ob es geographiſch⸗natürliche 
Sicherungen erſtrebt, wie ſie den rein militäriſch 
denkenden Kreiſen aller Länder als Ideal vorſchweben, 
oder ob es die Sicherheit auf dem Wege des poli- 
tiſchen Schutzes vorzieht. Da es trotz der Verkür— 
zung der Seewege durch die moderne Entwicklung 
immer noch den Vorzug verhältnismäßiger Sfolie- 
rung genießt, fo bedarf es nicht der politiſchen Ein- 
ſchiebung von Pufferſtaaten. And weil es abgelegene 
Gebiete von entſcheidender Bedeutung nicht beherrſcht, 
hat es an einer künſtlichen Politik des Gleichgewichts 
der Mächte kein Intereſſe, vorausgeſetzt, daß die vor⸗ 
handenen Mächte, ſeien ſie groß, oder ſeien ſie klein, 
ihre Hilfskräfte nicht militäriſch organiſieren. 

Das iſt nur möglich, wenn keine Nation ſich von 
der anderen bedroht ſieht, und wenn kein Staat ein 
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Intereſſe daran hat, feine Nachbarn anzugreifen. 
Zur Herbeiführung dieſes Zuſtandes muß der Frieden 
gewiſſe Ergebniſſe zeitigen. 

Er darf nicht mit dem überwältigenden Siege einer 
großen Militärgruppe enden, ſonſt würde ſich in weiten 
Teilen der Welt die Vorſtellung erhalten, daß der 
Krieg ein gutes Geſchäft ſei. Nur wenn alle Betei⸗ 
ligten erkannt haben, daß die gebrachten Opfer nicht 
im Verhältnis zu den erreichten Zielen ſtehen, würde 
die Verdrängung kriegeriſcher Machtmittel durch 
moraliſch⸗rechtliche möglich fein. Ein überwältigender 
Sieg iſt überdies nicht denkbar ohne überwältigende 
Niederlage. Eine ſolche Niederlage iſt ein unüber⸗ 
windliches Hindernis für einen dauernden Frieden. 


Nicht nur die überwältigte Nation, die ganze Welt 


wird in dauernder Angſt vor dem Sieger leben. 
Durch Bündniſſe und Intriguen wird man die Macht⸗ 
verhältniſſe umgeſtalten wollen, und Angſt und Haß zu⸗ 
ſammen werden ſchließlich einen Revanchekrieg auslöſen. 

Neben dieſer rein militäriſchen Gefahr gibt es noch 
zwei weitere Problemreihen, deren mangelhafte Löſung 
einen dauernden Frieden unmöglich machen würde: 
die Nationalitätenfrage und die Frage des wirtſchaft⸗ 
lichen Wettbewerbs. 

Man hat oft gefragt, welches Intereſſe die Ver⸗ 
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einigten Staaten auf einmal an Tſchechen, Polen, 

Rumänen, Italienern und Slowenen, Letten oder 
Eſten nehmen können? Amerika neigt ſeiner ganzen 
Gedankenbildung nach zur Verneinung des raſſen⸗ 
mäßigen Nationalitätenprinzips. Es hat ſeinen Stolz 
darein geſetzt, Einwanderer, die aus den verſchie— 
denſten Teilen der Welt kamen, in verhältnismäßig 
kurzer Zeit ſcheinbar ziemlich reſtlos zu aſſimilieren. 
Es war der „Schmelztiegel“, in dem in der Glut 
des gemeinſamen amerikaniſchen Patriotismus die 
entgegengeſetzteſten Nationalitäten unter geringer 
Schlackenbildung verſchmolzen. Wenn es ſich jetzt 
auf einmal für Naſſenfragen intereſſiert, fo liegt 
das einmal daran, daß man im Kriege erkannt hat, 
wie unvollkommen doch eben dieſer Verſchmelzungs⸗ 
prozeß in Amerika geweſen iſt. In dem Augenblick, 
wo die europäiſchen Stammvölker ſich bekriegten, 
durchbrach bei Tauſenden und Abertauſenden amert- 
kaniſcher Einwanderer das ſcheinbar ſchlummernde 
europäiſche Naſſegefühl das neu erworbene ameri⸗ 
kaniſche Staatsgefühl. Die amerikaniſche Einheit 
ſchien vor allem durch die deutſche Propaganda ge⸗ 
fährdet. Die antideutſche Stimmung, die der Krieg 
vielfach ausgelöſt hat, iſt nun von der polniſchen und 
der tſchechiſchen Irredenta in Chicago geſchickt aus⸗ 


61 


genutzt worden. Sie ſtellten der amerikaniſchen öffent: 
lichen Meinung das Elend der unterdrückten Völker⸗ 
ſchaften in beredten Worten ſolange vor, bis dieſe 
ſich ihrer annahm, wie man ſich in Deutſchland 
in der Zeit des politiſchen Idealismus für Polen 
und Griechen begeiſterte, und wie man ſich heute 
für Irland intereſſiert, ohne die leiſeſte Kenntnis 
von den Verhältniſſen. Es beſteht allerdings ein 
Anterſchied: die deutſche Betrachtung unterdrückter 
Völkerſchaften iſt im weſentlichen hiſtoriſch-philolo⸗ 
giſch gerichtet. Es handelt ſich für ſie meiſt um den 
Nachweis, daß eine beſtimmte Bevölkerungsgruppe 
ein Recht auf Zuſammenleben mit ihren Sprach⸗ 
genoſſen habe, wie die Sprache erweiſe, oder die 
Geſchichte dartue. Den Amerikaner intereſſiert das 
nicht; für ihn ſind die Nationalitäten Gruppen, die 
gegen ihren Willen regiert werden. Er verwirft ihre 
Bedrückung vom demokratiſchen Standpunkt aus. 
Der Hinweis z. B., daß 88% der Elſäſſer Deutſche 
ſeien, überzeugt ihn nicht. Was er wiſſen will, iſt, ob 
die elſäſſiſche Bevölkerung ohne Rückſicht auf ihre 
ethnographiſche Zuſammenſetzung bei Deutſchland 
bleiben will oder nicht. Mißtraute er nicht der 
deutſchen Politik überhaupt, ſo wäre der Beſchluß 
des auf demokratiſcher Baſis erwählten Landtags 
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für ihn weit überzeugender, als die glänzendſte hiſto⸗ 
riſch⸗philologiſche Anterſuchung. Das gilt noch in 
ſtärkerem Maße für oft-europäifche Nationalitäten, 
denen Amerika nicht das gleiche ſentimentale Intereſſe 
entgegenbringt, wie den ehemaligen franzöſiſchen 
Untertanen. Frankreich iſt nun einmal für die Ver⸗ 
einigten Staaten der Gegenſtand abgöttiſcher Schwär— 
merei. Ob Letten oder Eſten bei Rußland bleiben 
oder zu Deutſchland kommen, iſt dem Amerikaner an 
und für ſich ſachlich einerlei. Die Löſung dieſer Frage 
intereſſiert ihn nur ſoweit, als er aus ihr erſehen kann, 
ob Deutſchland unter Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker das Recht der Mehrheiten oder die Vor— 
rechte einer privilegierten Minderheit verſteht. 

Das ſentimentale Intereſſe an Nationalitätenfragen 
reicht aus, um reiche Sammlungen zu veranſtalten und 
um Sympathiebezeugungen zu veranlaſſen. Man iſt 
aber viel zu weit entfernt, als daß man ihretwegen 
Opfer an amerikaniſchem Gut und Blut bringen 
möchte. Wilſons Stellungnahme zur Nationalitäten- 
frage muß daher anders begründet werden: der von 
ihm gewünſchte Dauerfriede ſoll auf Gerechtigkeit 
beruhen und durch einen Völkerbund garantiert 
werden. Käme ein Völkerbund zuſtande, ohne daß 
die berechtigten Anſprüche der Nationalitäten be⸗ 
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friedigt wären, fo müßte der Völkerbund entiveder fein 
Gewicht in die Wagſchale werfen und mit demfelben 
nationale Erhebungen erſticken helfen, oder er müßte ab⸗ 
ſeits ſtehen und zuſehen, wie ſich aus dieſen Nationali⸗ 
tätenbeſtrebungen Anruhen, Kriege, ja Welterſchütte⸗ 
rungen entwickeln. Er müßte zwiſchen Ungerechtigkeit 
oder Anwirkſamkeit wählen. Eine Friedensordnung, 
wie ſie Wilſon vorſieht, iſt daher nur denkbar, wenn 
nationale Fragen möglichſt ſo gelöſt werden, daß ſie 
nicht den Keim künftiger Schwierigkeiten in ſich bergen. 
„Die Welt kann nur Frieden haben, wenn ihr Leben 
im Gleichgewicht ruht; ein ſolches Gleichgewicht iſt 
unmöglich, wenn der Wille rebelliert, wenn die Geiſter 
nicht ruhig ſind und das Gefühl von Gerechtigkeit, 
Freiheit und Recht nicht herrſcht“. Die Löſung der 
Nationalitätenfragen muß nicht in politiſcher Unab- 
hängigkeit beſtehen. Kulturelle Autonomie iſt in 
vielen Fällen ausreichend. 

Wenn die Quellen der Streitigkeiten verſtopft find, 
die aus der Nationalitätenfrage fließen, ſo bedarf es 
noch einer Regelung der wirtſchaftlichen Neibungs⸗ 
flächen der Welt. Hier handelt es ſich einmal um die 
Regelung kolonialer Streitfragen. Auch an dieſen 
Fragen iſt Amerika nur in beſchränktem Maße inter⸗ 
eſſiert. Sein eigentlicher Kolonialbeſitz iſt im weſent⸗ 
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lichen inſular. Soweit es koloniale Neibungsflächen 
hat, berühren dieſelben faſt ausſchließlich die Alliierten; 
ganz mittelbar mag der deutſche Kolonialbeſitz in der 
Südſee amerikaniſche Intereſſen ſtreifen. Der eigent⸗ 
liche Gegner daſelbſt, wie in Kiautſchou, iſt Japan. 
Die Vereinigten Staaten haben jedenfalls kein Inter⸗ 
eſſe daran, dieſen Gegner geſtärkt zu ſehen. Wenn 

Deutſchland in dem kolonialen Ringen ſiegreich ge- 


weſen wäre und etwa die weſtindiſchen Kolonien 


Englands und Frankreichs in die Hand bekommen 
hätte, ſo lägen die Dinge anders. Anter den heu⸗ 
tigen Amſtänden tt eine Gefährdung amerikani⸗ 
ſcher Intereſſen durch den beſtehenden europäiſchen 
Kolonialbeſitz nur ſeitens der Alliierten denkbar. 
Der Kolonialbeſitz, der bei den Friedensverhand⸗ 
lungen in Frage kommt, iſt im weſentlichen afri⸗ 
kaniſch. Afrika iſt das einzige Gebiet, in dem eine 
großzügige Koloniſation noch Ausſicht auf Erfolg 
hat; es iſt der einzige Teil der Welt, in dem der Er⸗ 
ſchließungspolitit noch große Möglichkeiten offen 
ſtehen. Das Deutſche Reich hat, im Gegenſatz zu 
ſeinen Gegnern, ſelbſt an dieſer „letzten Chance“ nur 
verhältnismäßig geringen Anteil gehabt; es hat dieſen 
Anteil während des Krieges verloren. Wilſon hat 
nun erkannt, daß dauernde Zufriedenheit nicht er⸗ 
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reichbar ift, wenn alle anderen Völker Anteil an den 
letzten großen Erſchließungsmöglichkeiten der Welt 
haben, während Deutſchland davon ausgeſchloſſen 
werden ſoll. Schon in der Antwort an den Papſt hat 
Wilſon betont, daß ein guter Friede nur zuſtande 
kommen kann, „wenn alle Völker zu billigen Bedin⸗ 
gungen an den wirtſchaftlichen Erwerbsmöglichkeiten 
der Welt teilnehmen, ſelbſtverſtändlich unter Einſchluß 
des deutſchen Volkes, wenn es mit Gleichberechtigung 
(equality) zufrieden iſt und nicht die Vorherrſchaft er⸗ 
ſtrebt“. Damit ſind die Pläne nicht vereinbar, die 
jetzt ſehr geſchickt von England aus zur Erörterung 
geſtellt werden. Der eine Plan verlangt die Inter⸗ 
nationaliſierung des tropiſchen Kolonialbeſitzes; der 
andere fordert eine Abſtimmung der Eingeborenen, 
bei der ihnen die Wahl der Nation freiſtehen ſoll, 
unter deren Herrſchaft ſie kommen wollen. Beide 
Pläne ſind weder gerecht noch zweckmäßig. Die 
internationale Verwaltung vor dem Kriege hat 
nirgends zu einem wirklichen Erfolge geführt. Die 
Vertreter der verſchiedenen Nationen haben häufig 
ihre Aufgabe darin erblickt, die Arbeit ihrer Wett⸗ 
bewerber zu erſchweren, auch wenn dieſe im Intereſſe 
der verwalteten Bevölkerungen lag. Man darf kaum 
hoffen, daß derartige Neigungen nach einem Kriege, 
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der die Völker ſtärker gegen einander aufgehetzt hat, 
als je ein Krieg, völlig verſchwinden werden. Gerade 
wenn man eine internationale Verſtändigung erſtrebt, 
ſollte man ihre Verwirklichung nicht an den ungünſtig⸗ 
ſten Punkten beginnen, zumal die Folgen des Krieges 
in Afrika in der Erſchwerung jeder Verwaltung ſicht⸗ 
bar ſein werden. Das Preſtige des weißen Mannes 
iſt überall erſchüttert. Die unruhigen Elemente unter 
den Eingeborenen, deren Zermürbung man durch eine 
zwanzigjährige Friedenspolitik verſucht hat, ſind 
wieder in die Höhe gekommen. Ein Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht iſt von einer Bevölkerung gar nicht aus⸗ 
zuüben, deren ſoziale Ordnung nicht auf der indi⸗ 
viduellen Perſönlichkeit beruht, ſondern in Gruppen 
feſtgelegt iſt, die durch Autorität zuſammengehalten 
werden. Man wird auf Seiten der Alliierten kaum 
bereit ſein, das Selbſtbeſtimmungsrecht der Ein⸗ 
geborenen in Nordafrika, oder in Indien anzuer⸗ 
kennen, wo die Vorbedingungen des Erfolges in- 
folge der höheren ſozialen Entwicklung der in Frage 
kommenden Völker ſehr viel günſtiger liegen; es geht 
nicht an, es gerade in ſolchen Gebieten anzuwenden, 
die eine zurückgebliebene Eingeborenenbevölkerung 
aufweiſen. Für die Selbſtbeſtimmung iſt der afrika⸗ 
niſche Neger heute noch nicht reif. Iſt eine ſolche 
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doch auch feinem amerikaniſchen Bruder nur auf dem 
Papier geſtattet. N 

Von dieſen Vorſtellungen hält ſich das amerika⸗ 
niſche Friedensprogramm völlig frei. Es erhebt die 
Forderung nach „vorurteilsloſer und abſolut ge 
rechter Ordnung kolonialer Anſprüche“. Dabei ſoll 
nicht nur die Frage der Rechtmäßigkeit des Be⸗ 
ſitzes geprüft werden, ſondern auch eine Berück⸗ 
ſichtigung der Intereſſen der in Frage kommenden 
Bevölkerungen ſtattfinden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß eine vernünftige Kolonialpolitik dies erſtrebt. 
Trotz aller Fehler, die die deutſche Kolonialpolitik 
gelegentlich gemacht hat, iſt gerade ſie von dieſem 
Geſichtspunkt geleitet worden. Das iſt erſt dieſer Tage 
von General Smuts anerkannt worden, der der 
deutſchen Regierung vorwarf, ſie habe die Siedlungs⸗ 
politik in Oſtafrika durch weiße Siedler zu erſchweren 
geſucht. Das iſt in der Tat in gewiſſem Sinne der 
Fall geweſen, weil die deutſche Regierung auf Grund 
der im britiſchen Südafrika gewonnenen Erfahrungen 
erkannt hatte, daß eine ſolche Beſiedlungspolitik zu 
ſchweren Konflikten zwiſchen Weißen und Eingebore- 
nen führen müſſe; fie endet beſtenfalls mit der Schaf⸗ 
fung einer weißen Herrenklaſſe, die die Eingeborenen 
ausbeutet. Gerade weil die Regierung dies zu ver⸗ 
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hindern trachtete, iſt ſie in Deutſchland viel befehdet 


worden. Die Erfahrung hat ihr recht gegeben. Selbſt 


wenn an einzelnen Punkten des deutſchen Rolonial- 


reiches Fehler gemacht worden ſind, ſo wird man 


gerade im Hinblick auf oſtafrikaniſche Erfahrungen 
der deutſchen Regierung mit weit beſſerem Gewiſſen 
Eingeborene zur Regierung überantworten können, 
als etwa Frankreich, Portugal oder Belgien. 

Die Neuordnung des kolonialen Beſitzes ſoll unter 
Bedingungen vor ſich gehen, die eine monopoliſtiſche 
Ausbeutung ſeitens des Mutterlandes ausſchließen. 
„Die Hinderniſſe, die dem internationalen Handel 
entgegenſtehen, ſollen ſoweit als möglich beſeitigt 
werden.“ Es iſt kaum anzunehmen, daß damit eine 
Aufgabe des Schutzzollſyſtems in allen Ländern er- 
ſtrebt wird. Obwohl Präſident Wilſon grundſätzlich 
Freihändler iſt, dürfte er die Aufſtellung eines derart 
ehrgeizigen Programmes kaum beabſichtigen. Viel⸗ 
mehr wird es ſich im weſentlichen um die gene 
beiden Punkte handeln: 

Es ſoll einmal der Verſuch, ein Vorzugszollſyſtem 
zwiſchen verſchiedenen Ländern aufzubauen, unmöglich 
gemacht werden; es ſollen alſo gerade die Ziele fallen, 
die die Pariſer Konferenz gegen den deutſchen Außen⸗ 
handel erſtrebte. In jedem Lande ſollen vielmehr alle 
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Völker zu den gleichen Bedingungen kaufen und ver: 
kaufen können. „Wir halten die Bildung felbftändiger 
und ausſchließlicher Wirtſchaftsbündniſſe für un⸗ 
zweckmäßig und letzten Endes für ſchlimmer als nutz⸗ 
los, und nicht geeignet zur Grundlage eines Friedens, 
am allerwenigſten eines Dauerfriedens.“ Das be- 
deutet eine Ablehnung des Handelskrieges in jeder 
Form. Dieſe Ausführung richtet ſich auch gegen ein 
auf Vorzugszöllen aufgebautes Mitteleuropa. So⸗ 
lange aber die Vorzugsbehandlung zwiſchen Kolonien 
mit Selbſtregierung und den Mutterländern zuläſſig 
bleibt, iſt eine grundſätzliche Bekämpfung der mittel⸗ 
europäiſchen Pläne widerſinnig. N 

Dagegen liegt eine glatte Abweiſung aller Beftre- 
bungen vor, die unter der Flagge des wirtſchaftlichen 
Zuſammenſchluſſes die Schaffung aggreſſiv⸗monopoli⸗ 
ſtiſcher Wirtſchaftsgruppen erſtreben. Das iſt beſonders 
wichtig im Hinblick auf die großen Gebiete, die unter 
dem politiſchen Einfluß europäiſcher Mächte ſtehen, 
Kolonien, Protektorate, wirtſchaftliche Einflußſphären. 
In dieſen Ländern ſollen den herrſchenden Völkern 
keinerlei wirtſchaftliche Vorrechte zuſtehen dürfen. 
Wenn dieſe Forderung durchgreifenden Erfolg haben 
ſoll, muß ſie nicht nur auf Ein⸗ und Ausfuhr, ſondern 
auch bei Lieferungen und Konzeſſionen zur Anwen⸗ 
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dung kommen. Dieſe „Gleichheit der Bedingungen“ 
des Handels iſt die logiſche Fortbildung des Prin⸗ 
zips der offenen Tür, das ſeit 1899 von den Ver⸗ 
einigten Staaten und von Deutſchland ausgearbeitet 
worden iſt. Es entſpricht durchaus den amerikaniſchen 
Intereſſen, da Amerika nur ein kleines Kolonialreich 
beſitzt und nicht beabſichtigt, neue Gebiete ſeiner poli⸗ 
tiſchen Herrſchaft zu unterſtellen. Es iſt aber auch 
für Deutſchland von der größten Bedeutung, da es 
die weiten Gebiete der Gegner, Mutterländer ſowohl, 


wie Kolonien dem deutſchen Handel nach dem Kriege 


ohne Benachteiligung öffnen würde. Seine Durch⸗ 
führung beruht natürlich auf Gegenſeitigkeit. Aber 


da Deutſchlands Gegner den weitaus größten Teil 


der Welt beſitzen und zwar gerade denjenigen, der die 
größten Erſchließungsmöglichkeiten aufweiſt, ſo be⸗ 
deutet die Auflage eines derartigen internationalen 
Servituts für alle Länder eine Möglichkeit der Be⸗ 
tätigung des deutſchen Kaufmanns, die kein auf 
Europa beſchränktes wirtſchaftliches Programm auch 
nur annähernd zu bieten vermag. Auch bei ſeiner 
Durchführung wird es dem deutſchen Kaufmann nicht 
leicht werden, bei der herrſchenden Knappheit an 
Waren die nötigen Vorräte zu erhalten und ſich bei 
der gegen Deutſchland herrſchenden Stimmung die 
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fremden Märkte zu ſichern. Man wird in den Friedens: 

verträgen nicht nur die Nechtsgleichheit feſtlegen 
müſſen, ſondern auch wenigſtens für die Abergangs⸗ 
zeit beſtimmen müſſen, daß alle Länder einen prozen⸗ 
tual beſtimmten Anteil an der Verſorgung haben 
ſollen, und daß ihnen unter Amſtänden die zur Aus⸗ 
nützung nötigen Kredite geſichert werden. Man wird 
auch auf die Errichtung eines internationalen Ge⸗ 
richtshofes hinarbeiten müſſen, um gegen Schikanen 
und Abergriffe der Verwaltungen geſichert zu ſein 
und für jeden Verſtoß gegen das Prinzip der Gleich 
berechtigung entſprechende Entſchädigungen feſtſetzen 
müſſen. Trotz aller Sicherungen wird der deutſche 
Kaufmann auch dann keine leichte Arbeit haben. 
Doch wenn man den Handel nicht zu ſehr bureau⸗ 
kratiſiert und organiſiert und ihn nicht in den Ber: 
dacht bringt, er ſei nur der Agent der Regierung, 
wird der deutſche Kaufmann ſich ſchon durchſetzen. 
And wenn die Erfolge in den erſten Jahren auch dürf⸗ 
tige ſein ſollten, ſo leben die Völker nicht nur heute 
und morgen. Es iſt wichtig, daß in künftigen Jahr⸗ 
hunderten das deutſche Volk unter gleichen Bedin⸗ 
gungen mit ſeinen Wettbewerbern Anteilnahme an den 
Erſchließungsmöglichkeiten der Welt nehmen kann. 
Der kommende Friede wird die letzte Möglichkeit ſein, 
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das dDucchzufegen. Das amerikaniſche Friedenspro⸗ 
gramm vertritt in dieſer Richtung die Intereſſen aller 
Staaten mit wenig Außenbeſitz, zu denen ſowohl die 
Zentralmächte als auch die europäiſchen Neutralen ge- 
hören. Es iſt in dieſer Hinſicht gegen die Monopol⸗ 
ſtellung der übrigen Alliierten gerichtet. Es iſt eine 
folgerichtige Verneinung jeder Art von politiſchem 
und wirtſchaftlichem Imperialismus. ä 

Die grundſätzliche Freiheit des internationalen Han⸗ 
dels genügt jedoch nach den Erfahrungen der letzten 
Jahre nicht, um eine auf internationaler Arbeitstei⸗ 
lung beruhende friedliche Entwicklung der Völker zu 
ſichern. Einmal gibt es Länder, die durch ihre natür⸗ 
liche Lage von den internationalen Verkehrswegen 
abgeſchnitten werden können, — ſei es, daß ſie über⸗ 
haupt nicht ans Meer grenzen, — ſei es, daß die Zu: 
gänge zum Meer von ihren Nachbarn verſchloſſen 
werden können. Es beſteht bei ihnen ein Drang nach 
dem Meere, der leicht das politiſche Gleichgewicht der 
Welt ſtören könnte. Dazu kommt ein anderes: ein 
Land, das im Frieden von überſeeiſcher Zufuhr ab- 
hängig iſt, kann im Kriege ausgehungert werden, 
wenn die Schiffahrtswege nicht frei ſind. Ein ſolches 
Land braucht nicht einmal zu den kriegführenden zu 
zählen. Es kann als Neutraler durch Anterbindung der 


8 73 


Zufuhr ebenſo geſchädigt werden. Auch kann die 
Ausfuhr eines neutralen Landes durch eine Seeſperre 
ſeitens der Kriegführenden völlig zum Stillſtand 
kommen. Aus dieſen Befürchtungen folgt ein Streben 
der Länder, ſich bereits in Friedenszeiten von fremder 
Zufuhr unabhängig zu machen. Das bedeutet nicht 
nur ein Wiederaufleben der Schutzzollpolitik, die 
ihrerſeits zu ſehr ſcharfen wirtſchaftlichen Reibungen 
führen muß, es bedeutet für Kontinentalmächte ein 
Streben nach Landerweiterung, da ſie nur durch An⸗ 
gliederung weiter Gebiete vor Aushungerung und 
Verkümmerung geſchützt werden können. Dieſe Angſt 
vor Abſchnürung iſt der weſentlichſte Beweggrund, 
der das annexioniſtiſche Programm in Deutſchland 
auch ruhig Denkenden empfohlen hat. Inſularſtaaten, 
die dieſen Weg nicht gehen können, müſſen daher da⸗ 
nach trachten, durch gewaltige, alle möglichen Rivalen 
überragende Seerüſtungen, die Sicherheit ihrer Zu⸗ 
fuhrwege zu ſchützen. Wie aus den Fragen der poli⸗ 
tiſchen Bedrohung ein Wettrüſten zu Lande, ſo ent⸗ 
ſteht aus der wirtſchaftlichen Bedrohung ein Wett⸗ 
rüſten zur See. 

Solche Konflikte können nur vermieden werden, wenn 
die von der See abgelegenen Staaten einen allezeit ge⸗ 
ſicherten Ausgang zum Meere haben — durch Interna⸗ 
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tionalifierung der Engen, oder durch eine Art gefichertes 
Wegerecht durch Nachbarländer. Vor allem aber iſt es 
nötig, die Freiheit der Meere ein für allemal zu ſichern. 
Alle überſeeiſche Entwicklung iſt nur denkbar, wenn 
in Kriegszeiten wie in Friedenszeiten die See frei ift. 
Die Freiheit der Meere iſt denn auch der Kardinal⸗ 
punkt des amerikaniſchen Programms, das in Aber⸗ 
einſtimmung mit alten amerikaniſchen Traditionen 
„die volle Freiheit der Schiffahrt außerhalb der 
territorialen Waſſer im Frieden ſowohl, als im 
Kriege“ wie 
sine qua non des Friedens, der Gleichberechtigung 
und der Zuſammenarbeit.“ Man hat oft gefragt, was 
Amerika darunter eigentlich verſtehe und wie es die 
Freiheit der Meere im Kriege ſchützen wolle. Die 
Antwort iſt durch die amerikaniſche Geſchichte ge- 
geben. Amerika verſteht darunter die völlige Freiheit 
des privaten Eigentums auf der See im Kriege ſo⸗ 
wohl wie im Frieden. Das Kaperrecht ſoll aufge⸗ 
hoben und das Blockaderecht eingeſchränkt werden. 
Amerika hat dieſe Politik bis zum Ausbruch des 
jetzigen Krieges verfolgt. Es hat aber nach einigen 
fruchtloſen Verſuchen nichts getan, um dieſe Freiheit 
durchzuſetzen, obwohl es als der mächtigſte Neutrale 
dazu ſehr wohl imſtande geweſen wäre. Daraus hat 
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man dann gefolgert, Amerikas klägliches Verſagen ſei 


der beſte Beweis für die Unmöglichkeit, die e 
der Meere im Kriege zu ſchützen. 

So einfach liegen indes die Dinge nicht. Amerika 
hat keine Schritte getan, um die Freiheit der Meere 
zu erzwingen, weil es keine Maßnahmen ergriffen 
hatte, um die Verletzung der belgiſchen Neutralität 
zu verhindern. Immer und immer wieder iſt von 
Amerikanern betont worden, daß man unmöglich 
wegen der Verletzung einiger Handelsintereſſen poli⸗ 
tiſche Schritte tun dürfe, nachdem man ſolche unter⸗ 
laſſen habe, als die Neutralität Belgiens auf dem 
Spiele geſtanden ſei. So unvernünftig dieſe Er- 
klärung klingt, ſo ernſt iſt ſie gemeint. Sie beweiſt 
aber auch, daß nicht der Mangel an zweckmäßigen 
Mitteln Amerika davon abgehalten hat, für die Frei⸗ 
heit der Meere einzutreten. Die Erfahrungen während 
des Krieges haben weit eher gezeigt, daß die übliche 
Auffaſſung, die Freiheit der Meere ſei durch Flotten⸗ 
machtmittel zu ſchützen, nicht haltbar iſt. Die deutſche 
Schlachtflotte und der deutſche Anterſeebootkrieg 
haben für Deutſchland die Freiheit der Meere nicht 
erzwungen; die gewaltigen Flottenmachtmittel der 
Alliierten, deren Aberlegenheit durch den Eintritt 


Japans und der Vereinigten Staaten ins ſchier Aner⸗ 
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meßliche gefteigert worden iſt, haben auch England 
die Freiheit der Meere nicht zu ſichern vermocht. 
Werden Flottenſtützpunkte und neue techniſche Er⸗ 
findungen das in Zukunft vermögen? Das Ergebnis 
ſcheint heute zu ſein, daß man durch Seegeltung die 
Freiheit der Meere vernichten, nicht aber ſie 
ſchützen kann. | 

Ohne die Freiheit der Meere ift eines der gefähr⸗ 
lichſten Momente künftiger Verwicklungen nicht be⸗ 
ſeitigt; ein dauernder Friede iſt undenkbar. „Der freie, 
dauernde, ungefährdete Verkehr zwiſchen den Völkern 
iſt ein weſentlicher Teil des Vorgangs des Friedens 
und der Entwicklung.“ 

Ein dauernder Friede ſoll nach der Wilſonſchen 
Auffaſſung einmal dadurch geſichert werden, daß die 
Neibungsflächen zwiſchen den Völkern durch eine 
entſprechende Löſung der einſchlägigen Fragen beim 
Friedensſchluß beſeitigt werden. Das allein genügt 
aber nicht. Sobald dies geſchehen iſt, ſoll eine Ab⸗ 
rüſtung zu Waſſer und zu Lande erfolgen. Wenn 
ſo die Mittel zur gewaltſamen Durchführung ſtaat⸗ 
licher Zwecke nicht länger bereit ſtehen, wird die 
Neigung zu militäriſchen Löſungen recht gering 
ſein. Meinungsverſchiedenheiten werden zwar immer 
vorhanden ſein; man wird ſie zum Austrag 
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bringen, wie das heute bei Nechtsſtreitigkeiten der 
Fall iſt. 

Ein derartiges Syſtem iſt aber nur geſichert, 
wenn die Grundlage, auf der es ſteht, der inter⸗ 
nationale Vertrag, heilig iſt. Solange die Auf⸗ 
faſſung beſteht, internationale Verträge könnten ein⸗ 
ſeitig aufgehoben werden, ſolange hängt der Völker⸗ 

bund in der Luft. Die Löſung der belgiſchen Frage 
iſt daher für die Neuordnung der Welt von beſtimmen⸗ 
der Bedeutung. Wenn Deutſchland nicht durch 
Wiedergutmachung der begangenen Vertragsver⸗ 
letzung zeige, daß es die Abſicht habe, zur Vertrags⸗ 
treue zurückzukehren, ſei auf ſeine Teilnahme an einem 
Völkerbunde nicht zu rechnen. Es hat nach der 
naiven amerikaniſchen Auffaſſung den Vertragsbruch 
in die Welt gebracht; es muß ihn wieder ungeſchehen 
machen, wenn es der Völkerliga beitreten will. So⸗ 
lange es als Sicherheit gegen einen engliſchen Auf⸗ 
marſch in Belgien noch beſondere territoriale Abmach⸗ 
ungen ſuche, ſolange zeige es ſelbſt, daß es an den Be⸗ 
ſtand einer beſſeren Ordnung nicht glaube. Und ſolange 
derjenige Staat, der als erſter das internationale Recht 
gebrochen habe und immer wieder den Nachweis zu 

F führen fuche, daß er dazu ein Necht gehabt habe, 
einer reinlichen Löſung der belgiſchen Frage wider⸗ 
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ſtrebe, ſolange ſei der Glaube an die Heiligkeit der 
Verträge nicht wieder hergeſtellt. In den Forderun⸗ 
gen Wilſons nach Buße Deutſchlands ſteckt nicht 
nur ein Stück ſchulmeiſterlicher Fanatismus. Er will 
Deutſchland zwingen, ſeine eigenen, recht engen Moral⸗ 
auffaſſungen anzunehmen, „daß das Verhältnis von 
Staaten zueinander das gleiche iſt, wie das Verhält⸗ 
nis der einzelnen Bürger zueinander“. Es ſteckt aber 
auch das gleiche Gefühl darin, das weite Kreiſe in 
Deutſchland beſeelt und mit Mißtrauen gegen inter⸗ 
nationale Abmachungen erfüllt: Wie kann man ſich 
gegen Vertragsbruch ſchützen? | 
Das foll einmal dadurch ermöglicht werden, daß der 
Friedensvertrag ein gemeinſames, von allen unter⸗ 
ſchriebenes Dokument darſtellt, nicht aber aus einer 
Reihe einzelner moſaikartig, zuſammengeſetzter Frie⸗ 
dens verträge beſteht; es ſoll überdies durch einen Völker⸗ 
bund garantiert werden, dem alle Völker, große und 
kleine, als gleichberechtigte Mitglieder beitreten werden. 
Dieſer Bund der Völker ſoll einmal die Gründung 
von Sonderbündniſſen unmöglich machen und ver- 
hindern, daß die Welt in ſich befehdende Macht⸗ 
gruppen zerfällt. „Ich ſchlage vor, daß alle Völker 
in Zukunft verſtrickende Allianzen vermeiden.“ Der 
Völkerbund richtet ſich alſo ſowohl gegen die Schaffung 
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eines Bundes der Zentrallächte, der von Berlin 
bis Bagdad reicht, als auch gegen den Plan einer 
anglo⸗amerikaniſchen Allianz. Es ſoll ein Bund fein, 
der großen und kleinen Nationen in gleicher Weiſe 
politiſche und territoriale Unabhängigkeit gewährt. 
Dieſem Bund ſollen alle Staaten ohne Rückſicht auf 
Größe und Bevölkerung beitreten können. Die Anter⸗ 
ſchiede der Verfaſſung ſollten nicht von Belang ſein, 
denn das urſprüngliche Programm des Völkerbundes 
vom 22. Januar 1917 forderte das zariſtiſche Ruß: 
land ebenſo zum Beitritt auf wie die weſtlichen Demo⸗ 
kratien und die Zentralmächte. Erſt der Ausbruch 
der ruſſiſchen Revolution und die Verärgerung über 
die Zimmermannſche Mexikopolitik hat Wilſon zeit⸗ 
weilig von dieſer einzig möglichen Grundlage abge- 
drängt. In ſeiner Erbitterung hierüber führte er 
aus, ein ſolcher Bund ſei nur als Vereinigung der 
demokratiſchen Nationen denkbar, da autokratiſche 
Regierungen die gemachten Abmachungen nicht ein⸗ 
hielten. Eine Demokratiſierung Deutſchlands ſei da⸗ 
her nötig, um Deutſchland den Beitritt zu dieſem 
Bund zu ſichern und Bürgſchaft für die Innehaltung 
von Verträgen zu gewinnen. 

Dieſe vorübergehende Verärgerung entſpricht durch⸗ 
aus dem naiven amerikaniſchen Selbſtbewußtſein, das 
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ſich kein menſchenwürdiges Völkerdaſein ohne die 
Formen der amerikaniſchen Verfaſſung vorſtellen 
kann. Aber ein Jahrhundert lang iſt der Amerikaner 
zum Haß gegen die Monarchie erzogen worden. 
Demokratie, Republik und gute Regierung find ihm 
gleichlautende Begriffe geweſen. Er erwartet als 
wahrſcheinliches Ergebnis des Weltkrieges das Ende 
aller Monarchien; den Beweis hierfür hat ihm ſeiner 
Meinung nach die ruſſiſche Revolution geliefert. 
Er vermag nicht einzuſehen, daß das Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht der Völker nicht darin beſtehen kann, 
daß fie kritiklos die amerikaniſche Verfaſſung ab- 
ſchreiben, ſondern nur darin, daß ſie ſich politiſche 
Lebensformen ſchaffen, die ihren eigenen Bedürf⸗ 
niſſen entſprechen. Aus perſönlicher Verärgerung iſt 
Wilſon zeitweilig auf den Tiefſtand des amerika⸗ 
niſchen Straßenpolitikers geſunken; er hat erſt all⸗ 
mählich den Standpunkt eines Staatsmannes wieder⸗ 
gewonnen, daß jedes Volk das Recht haben muß, ſein 
politiſches Leben nach eigenem Gutdünken zu geſtalten. 
Er hat aber ſchließlich doch eingeſehen, daß nicht leicht 
ein Friede mit Oſterreich⸗Angarn und der Türkei 
zuſtande kommen wird, wenn nur demokratiſch re⸗ 
gierte Völker Vertrauen genießen; ganz abgeſehen 
von dem Amſtand, daß der japaniſche Bundesgenoſſe 
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kaum als demokratiſcher Staat betrachtet werden 
kann. So hat denn Wilſon eingelenkt und ausdrück⸗ 
lich erklärt, daß Amerika „ſich nicht anmaße, bei 
Deutſchland eine Amänderung oder Abänderung ſeiner 
Einrichtungen anzuregen“. Eine Politik der Ein⸗ 
miſchung in innere Angelegenheiten fremder Völker 
ſtehe „völlig im Widerſpruch zu den Grundſätzen, zu 
denen wir uns in unſerem Leben bekennen und die wir 
während unſeres ganzen Daſeins als Nation als die 
heiligſten betrachten.“ 

Damit hat ſich Wilſon wieder zeitweilig von dem 
Gedanken einer demokratiſchen Weltpropaganda los— 
geſagt, obwohl dieſer zweifelsohne bei der Maſſe 
ſeiner Mitbürger ſehr volkstümlich iſt. Er hat durch 
ihn der Idee des Völkerbundes mehr als durch alles 
andere geſchadet, denn ein Völkerbund, der von 
feinen Mitgliedern verlangt, daß fie ihre hiſtoriſch⸗ 
politiſche Eigenart aufgeben und ſich nach dem Eben⸗ 
bild eines einzigen, dazu noch recht unfertigen Staates 
modeln ſollen, iſt für Nationen, die ſich ſelbſt achten, 
unmöglich. Ein Teil der gegen ihn gerichteten Strö— 
mungen in England iſt ſicher auf den Verſuch zurück⸗ 
zuführen, eine Normaliſierung der politiſchen Welt 
nach amerikaniſchem Muſter zu bewirken. 

Die große Aufgabe des Völkerbundes ſoll darin 
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beſtehen, den Zuſtand, den der Friede bringt, gegen 
alle Erſchütterungen zu garantieren. Das iſt natür⸗ 
lich nicht denkbar, wenn die Friedens bedingungen 
nicht den Grundſätzen der Gerechtigkeit entſprechen. 
Es kann ſehr wohl ein Friede zuſtande kommen, der 
dieſen Erforderniſſen nicht genügt. Das wird dann 
kein Friede von innerer Dauer ſein. Er wird nur eine 
zeitweilige Abmachung zwiſchen den Kriegführenden 
darſtellen, die dieſe durch Machtverſchiebungen um⸗ 
zuſtoßen trachten werden. Die unbeteiligten Neutralen, 
vor allem die Völker der Neuen Welt werden ihren 
Einfluß für die Aufrechterhaltung eines ſolchen Frie⸗ 
dens nicht einſetzen können. Kommt aber ein gerechter 
Friede zuſtande, der „dem politiſchen Glauben und 
den politiſchen Überzeugungen entſpricht, die die 
Völker Amerikas ein für allemal angenommen und 
deren Verteidigung ſie übernommen haben“, dann 
werden die Neutralen dieſen Frieden gerne garan⸗ 
tieren. Sie haben in ihrer Mehrheit kein Intereſſe an 
einer beſtimmten Löſung beſtimmter Fragen; ſie 
haben nur das Intereſſe, daß die einmal angenommene 
Löſung nicht wieder in Frage geſtellt wird. Wenn 
daher ein Teil der Nächſtbeteiligten den Verſuch 
machen ſollte, eine derartige Löſung umzuſtoßen, ſo 
werden ſie nicht nur dem anderen Teil gegenüber 
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ſtehen, ſondern das Gewicht der Neutralen gegen fich 
haben. Wenn z. B. eine polniſche Irredenta groß⸗ 
polniſche Agitation treiben ſollte und die Vergröße⸗ 
rung eines durch internationale Verträge garan⸗ 
tierten wirtſchaftlich, politiſch und territorial unab⸗ 
hängigen polniſchen Staates erſtrebte, ſo könnte ſie 
vielleicht bei einer Gruppe der Nachbarn Polens 
Anterſtützung finden. Dieſe Anterſtützung würde be- 
deutungslos ſein, denn die anderen Anlieger des pol- 
niſchen Staates, die den Grundſatz des international 
anerkannten „status quo“ verträten, hätten einen 
Rückhalt an der Mehrheit der Mitglieder des Völker⸗ 
bundes, die die einmal anerkannte Ordnung nicht um⸗ 
ſtoßen laſſen wollen. Die Störenfriede würden ſehr 
bald ſehen, „daß die Macht, die zur Aufrechterhaltung 
der Neuordnung geſchaffen iſt, ſoviel größer iſt als 
die Macht irgend einer beteiligten Nation oder irgend 
eines bis jetzt geſchloſſenen und geplanten Bundes, ſo 
daß keine Nation und keine wahrſcheinlichen Ver⸗ 
einigungen von Nationen ihr ins Antlitz ſehen oder 
ihr entgegentreten könnten.“ 

Die Mehrheit der unbeteiligten Nationen ſoll alſo, 
wenn nötig, die Minderheit der Störenfriede in 
Schach halten. Sie wird das tun können, wenn dieſe 
etwaigen Störenfriede Mitglieder des Bundes ſind; 
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fie wird aber auch dazu imſtande fein, wenn einzelne 
Staaten oder einzelne Gruppen dem Völkerbund nicht 
beitreten, ſei es, daß ſie ihm nicht beitreten wollen, 
weil ſie ſich in ihrer Iſolierung ſicherer fühlen, ſei es, 
daß ſie nicht zugelaſſen werden, weil ihr Verhalten den 
übrigen Staaten Mißtrauen einflößt. In beiden 
Fällen wäre das Ergebnis, daß verhältnismäßig 
kleine Völkergruppen — klein, ſelbſt wenn ſie den 
halben Erdteil umfaſſen — einem Weltbund gegen- 
überſtehen. 

Der Weltbund wird drei Arten von Machtmittel 
zur Verfügung haben. Moraliſche, militäriſche, wirt⸗ 
ſchaftliche. Die Wirkung des erſteren iſt beſchränkt. 
Man hat urſprünglich feine Sanktion darin gefucht, 
daß alle Mitglieder des Bundes gegen ein treuloſes 
Mitglied oder einen Störenfried mit Waffengewalt 
vorgehen ſollten. 

Dieſe Vorſtellung hat Wilſon nicht weiter ausge⸗ 
führt. Er hat die Schwierigkeiten einer internationalen 
Polizei klar erkannt und ſtatt deſſen einen anderen Ge⸗ 
danken entwickelt. Die Erfahrung hat gezeigt, daß 
die Grundlagen des modernen Krieges wirtſchaftlich— 
techniſche ſind. Es gibt nun kein Land und keinen 
Länderkomplex, deren natürliche Hilfsmittel alle Be⸗ 
dürfniſſe befriedigen können. Sie werden zum min⸗ 
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deſten in Zukunft von der überfeeifchen Zufuhr ab⸗ 
hängig ſein. Der Staat, der ſich nun gegen den 
Willen des Bundes auflehnt, oder gegen das inter⸗ 
nationale Recht vergeht, ſoll dann der Strafe völliger 
wirtſchaftlicher Boykottierung anheimfallen. Selbſt 
wenn er alle Meere beherrſchte und nirgends von 
einer feindlichen Flotte behindert wäre, ſo wäre damit 
ſeine Zufuhr doch nicht geſichert. Ob ein Land liefern 
will oder nicht, hängt von dem Willen feiner Negie⸗ 
rung und ſeiner Bevölkerung und dann erſt von der 
Beherrſchung der See ab. Wenn daher die Bundes⸗ 
mitglieder zuſammenſtehen, ſo bedeutet die Möglich⸗ 
keit der Verhinderung von Lieferungen ein Macht⸗ 
mittel, gegen das ſelbſt die ſtärkſten Flotten wirkungs⸗ 
los find. Wilſon will alſo an Stelle der militä- 
riſchen Macht die wirtſchaftliche Macht ſetzen. 
Die Sanktion ſeines Völkerbundes ſoll weniger in 
militäriſchen und maritimen Sicherungen beſtehen, da 
er ja weitgehende Abrüſtung vorſieht, als in wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwangsmitteln. Er geht von der Voraus⸗ 
ſetzung aus, daß die Staaten in Zukunft wirtſchaftlich 
immer mehr voneinander abhängig werden. Die im 
Völkerbunde zuſammengeſchloſſenen Völker ſollen ſich 
verpflichten, denjenigen Staat, der das beſtehende 
internationale Syſtem umſtürzen will und ſich nicht 
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an die vorgeſehenen Rechtsregeln hält, den wirt: 
ſchaftlichen Verkehr mit der geſamten Außenwelt zu 
unterbinden, indem ſie ihm die Zufuhrwege ſperren. 
Das iſt der Sinn der Einſchränkung, „daß das Meer 
ganz oder teilweiſe durch internationale Maßnahmen 
zur Erzwingung internationaler Verpflichtungen ge⸗ 
ſchloſſen werden kann“. Der freie Weltverkehr und das 
Arbeiten der Völkergemeinſchaft wären ſo nicht nur 
durch bloße Rechtsregeln ſanktioniert, ſondern auch 
durch gewaltige Machtmittel. Die Wirkungen eines 
ſolchen Vorgehens müßten in einer Zeit, wo die inter⸗ 
nationale Verflechtung weit dichter ſein wird als heute, 
ſehr groß ſein. Man vergegenwärtige ſich doch einmal 
Deutſchlands Lage, wenn die alliierte Blockade von 
Anfang an ſo wirkſam geweſen wäre, daß nichts 
durch neutrale Gebiete und nichts aus neutralen Be⸗ 
ſtänden hätte herauskommen können! Deutſchland hat 
die Macht der Blockade am eigenen Leib geſpürt; 
England verſpürt ſie heute an dem ſeinen. Während 
aber die Blockade der Gegenwart mit gewaltigen 
kriegeriſchen Machtmitteln erzwungen werden muß, 
ſoll ſie in Zukunft nach der Wilſonſchen Vorſtellung 
durch bloße Warenſperre am Erzeugungsort in Gang 
geſetzt werden können. 

Ein derartiges Syſtem wird zwar nicht, wie ameri⸗ 
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kaniſche Idealiſten ſich einbilden, Necht an Stelle 
von Macht ſetzen. Es wird aber an die Stelle 
der militäriſchen Kampfmittel ökonomiſche 
ſetzen. Wilſon hat dieſe Gedanken ſchon während des 
Luſitaniakonfliktes erwogen. Er hat ſie damals nicht 
verwirklichen können, weil die engliſche Blockade Deutſch⸗ 
land ſchon vom amerikaniſchen Verkehr abgeſchnitten 
hatte. Er hat ſie nach Abbruch der diplomatiſchen 
Beziehungen durch Zuſammenarbeiten mit allen Neu⸗ 
tralen zu erreichen geſucht. Er iſt auch damals ent⸗ 
täuſcht worden und hat dann allmählich durch immer 
ſtärker werdenden Druck auf die neutralen Nachbarn 
Deutſchlands feine Pläne durchzuſetzen geſucht —, für 
dieſen Krieg, trotz Mißachtung aller neutralen Rechte, 
wohl vergeblich. Es iſt aber jedenfalls klar, daß ein 
derartiger wirtſchaftlicher Weltboykott in Zukunft ſehr 
ins Gewicht fallen wird und eine wirkungsvolle Sank⸗ 
tion für die Aufrechterhaltung des internationalen 
Rechtes darſtellt. Er muß beſonders wirkſam gegen 
Völker ſein, die auf überſeeiſche Zufuhr angewieſen 
find, und die ſich dieſe Zufuhr bis jetzt durch See— 
beherrſchung zu ſichern ſuchten. Er ſtellt daher eine 
Sanktion des Prinzips der freien See dar, da die 
Neutralen jede Durchbrechung dieſes Prinzips mit 
Abſchneidung der Zufuhr beantworten würden. Dieſe 
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Sanktion läßt ſich nur von Staaten auschalten, die 
ſchon im Frieden auf fremde Zufuhr verzichten. Ein 
geſchloſſener Handelsſtaat würde allerdings von der 
internationalen wirtſchaftlichen Kontrolle unabhängig 
ſein. Er müßte aber als Preis dafür ſein Wirtſchafts⸗ 
leben ſchon in Friedenszeiten gegenüber demjenigen 
ſeiner Wettbewerber verkümmern laſſen und dadurch 
auch die Grundlage aller ſtaatlichen Macht, die Be⸗ 
völkerungszunahme, ſchmälern. 
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Idealismus und Realpolitik. 


Ma hat das Wilſonſche Friedensprogramm auf 
der einen Seite als geſchickte Finte eines ge⸗ 


riſſenen Staatsmannes bezeichnet, der durch ſchöne 
Phraſen törichte Gimpel einfangen wolle; man hat es 
anderſeits als akademiſche Spielerei eines weltfremden 
Idealiſten belächelt, der in der Studierſtube aufge⸗ 
wachſen, ſich in der Welt der Tatſachen nicht zurecht⸗ 
finden könne. Die Amerikaner ſeien ein praktiſches 
Volk, das nichts dagegen habe, wenn ſeine leitenden 
Staatsmänner idealiſtiſche Syſteme in die Luft zeich⸗ 
neten. Das werde ſie nicht hindern, rein praktiſchen 
Zielen nachzuſtreben. Sie hätten nicht die mindeſte 
Abſicht, für die Durchführung eines derartigen, von 
reiner Menſchlichkeit triefenden Programmes irgend— 
welche Opfer zu bringen; ſie erwarteten entweder ganz 
beſtimmte Vorteile territorialer Natur, oder in 
klingender Münze, oder fie berauſchten ſich an Phra- 
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ſen, von deren Verwirklichung fie bei den erſten 
Schwierigkeiten abſtehen würden. 

Es iſt ohne weiteres zuzugeſtehen, daß das Wil⸗ 
ſonſche Programm ein geſchloſſenes Syſtem von 
Ideen enthält; man iſt daher vollkommen berechtigt, 
Wilſon einen Idealiſten zu nennen. Ob damit ein 
Lob oder ein Tadel verbunden ſein muß, iſt eine 
andere Sache. Man kann ſehr wohl zeitlebens für 
ein feſtgefügtes Syſtem von Ideen eintreten, ohne 
dadurch zu einer holdſeligen Baldurgeſtalt zu werden. 
Man ſollte doch die Geſchichte der Menſch— 
heit nicht völlig vergeſſen und der Tatſache 
eingedenk ſein, daß es gerade die Verfechter 

großer Ideenſyſteme geweſen ſind, die in 
Neligionskriegen und in Nevolutionskriſen 
das größte Elend über die Menſchheit ge— 
bracht haben. And man ſollte nicht außer acht 
laſſen, daß im Leben der Völker auch Ideen eine maß⸗ 
gebende Rolle geſpielt haben. Gerade die tüchtigſten 
Völker haben für Ideen die größten Opfer an Gut 
Hund Blut gebracht. Es iſt eine bedauerliche Erſchei⸗ 
nung der letzten fünfzig Jahre, daß das Volk der Dich⸗ 
ter und Denker infolge vermeintlicher Erziehung zur 
Realpolitik mehr und mehr verlernt hat, den Einfluß 
von Ideen auf die Politik richtig einzuſchätzen. Man 
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hat es unter dem Drucke gewaltiger wirtſchaftlicher 
Intereſſen nach und nach daran gewöhnt, einen ge⸗ 
dankenloſen Opportunismus für nüchterne Zielſetzung 
und zweckmäßige für Anwendung von Mitteln zu 
halten. Das hat ſich im Kriege bitter gerächt. Wenn 
die Gegner politiſche Gedanken entwickeln, ſo hat man 
ſich im beſten Falle damit begnügt, das Irrige dieſer 
Gedanken nachzuweiſen. Man hat in den meiſten 
Fällen nicht begreifen können, daß Leute, die an un⸗ 
richtige Gedanken glauben, in ihrem Denken ſelbſt ehr⸗ 
lich ſein könnten. Man hat augenſcheinlich vergeſſen, 
daß im Laufe der Geſchichte Hunderttauſende von Men⸗ 
ſchen für nachweislich falſche Gedanken freudig in den 
Tod gegangen ſind. Und man hat überdies überſehen, daß 
zwiſchen einem derartig geſchloſſenen Gedankenſyſtem 
und praktiſchen Forderungen durchaus kein unauflös⸗ 
licher innerer Gegenſatz zu klaffen braucht; es liegt oft 
nur die Spannung vor, die bei allen menſchlichen Dingen 
zwiſchen Gedankenaufbau und Ausführung beſteht. 

Für den denkenden Durchſchnittsamerikaner be⸗ 
deutet das Wilſonſche Friedensprogramm nicht nur 
den gedanklichen Aufbau einer Weltordnung, die 
ſeinen Empfindungen entſpricht, ſondern auch die 
Schaffung einer ſeinen praktiſchen Bedürfniſſen an⸗ 
gepaßten politiſchen Weltlage. 
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Die Durchführung des Wilſonſchen Friedenspro- 
grammes würde Amerika das geben, was es erſtrebt: 

völlige militäriſche Sicherheit zu Waſſer und zu 
Lande und, bei völliger wirtſchaftlicher Sicherheit, 
wirtſchaftliche Betätigungsmöglichkeiten in allen Län⸗ 
dern bei völlig freiem Wettbewerb. 

Amerikas ſtaatliche Sicherheit kann ſo erreicht 
werden, ohne daß Amerika dauernd große Opfer für 
Nüſtungen bringen muß, die nach amerikaniſcher Auf- 
faſſung die amerikaniſche Demokratie politiſch⸗ ſozial 
gefährden und wirtſchaftlich belaſten. 

Amerikas Teilnahme an der Weltwirtſchaft unter 
völlig gleichen Bedingungen mit anderen Völkern 
kann ohne territoriale Ausdehnung verbürgt werden. 

Soweit die militäriſche Sicherheit in Frage kommt, 
teilt ganz Amerika den Wilſonſchen Standpunkt; in 
der wirtſchaftlichen Frage iſt er nur der Sprecher des 
größten Teiles ſeiner Landsleute. Solange Amerika 
nicht bewußt auf die Bahn des Strebens nach Welt⸗ 
herrſchaft getrieben wird, werden die Wilſonſchen 


Kriegsziele die Kriegsziele der Mehrheit bleiben. So 


= ſchnell aber ein gewaltiges Deſpotenreich, wie Rußland, 
durch kriegeriſche Niederlagen und organiſatoriſche 


Mängel in einen Haufen machtloſer von Hunger und 


AZbwietracht zerriſſener Volksſtaaten zerfallen iſt, deren 
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Bewohner von fanatiſchem Pazifismus ergriffen find, 
ebenſo möglich iſt es bei langer Kriegs dauer, daß mili⸗ 
täriſche Opfer, Kriegsorganiſation und militäriſche Er- 
folge eine Politik erzeugen werden, die zwar noch immer 
pazifiſtiſche Schlagworte im Munde führen wird, die 
aber die Beherrſchung anderer Völker mit militäriſcher 
Gewalt und militäriſchen Machtmitteln erſtrebt. 
Anſätze zu einer ſolchen Politik hat es in den Ver⸗ 
einigten Staaten immer gegeben. Selbſt wenn man 
die Ausbreitung der Vereinigten Staaten bis zum Stil⸗ 
len Ozean nicht als gewaltſame Herrſchaftserweiterung 
über fremde Gebiete und fremde Völkerſchaften be- 
trachten will, ſo ſind doch ſeit dem ſpaniſch⸗amerika⸗ 
niſchen Kriege imperialiſtiſche Gedanken und impe⸗ 
rialiſtiſche Handlungen immer wieder anzutreffen. 
Die Angliederung Portoricos und der Philippinen 
beweiſen das ebenſo wie die Nooſeveltſche Aus: 
weitung der Monroe-Doktrin, die die Vereinigten 
Staaten gerne zum Bürgen der Erfüllung der finan⸗ 
ziellen Pflichten der mittel- und ſüdamerikaniſchen 
Staaten gemacht hätte und damit zur Vormacht in 
deren Gebieten. And nicht minder klar geht das aus 
der von Taft vertretenen Dollardiplomatie hervor, 
einer Nachahmung europäifch-imperialiftifcher Finanz⸗ 
methoden, nach der die diplomatiſchen Vertreter der 
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Vereinigten Staaten durch diplomatischen Druck ihren 
Bankiers die Abernahme von Anleihen, und ihren In⸗ 
duſtriellen die Erteilung von Aufträgen verſchaffen 
ſollten, die ihnen nicht zuteil geworden wären, wenn 
die in Frage ſtehenden Gefchäfte ohne politiſche Be- 
einfluſſung nach rein kaufmänniſchen Geſichtspunkten 
behandelt worden wären. Die Vertreter dieſer impe⸗ 
rialiſtiſchen Auffaſſung ſind vor allem in den Reihen 
der republikaniſchen Partei zu ſuchen. Es gehören zu 
ihr gewiſſe Finanzgruppen, einzelne induſtrielle Grup⸗ 
pen (Schwerinduſtrie) Schiffahrtsintereſſen und ganz 
beſtimmte Handelskreiſe. Sie ſtellten auch in der 
republikaniſchen Partei zahlenmäßig (trotz großen 
Einfluſſes) nur eine Minderheit dar. Das Volk als 
Ganzes iſt an Außenfragen wirtſchaftlicher und poli⸗ 
tiſcher Art vor dem Kriege nicht intereſſiert geweſen. 
Die wirtſchaftliche Enge, die ſonſt nach außen verweiſt, 
— der deutſche Kaufmann verdankt dieſer wirtſchaft⸗ 
lichen Enge der Heimat vor 1870 die Weltſtellung, die 
er bis zum großen Kriege eingenommen hat — iſt in 
Amerika nirgends fühlbar geweſen. Ein Land, deffen 
Boden noch immer nicht völlig beſiedelt iſt, das zu 
neuer Entwicklung ſich bewußt auf die Einfuhr fremder 
Kapitalien und die Einwanderung fremder Arbeits⸗ 
kräfte eingeſtellt hat, brauchte als Ganzes der Außen⸗ 
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welt wenig Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Welcher 
Grund lag vor, gewaltſame Mittel anzuwenden, um 
einigen Amerikanern Erwerbsgelegenheit im Ausland 
zu verſchaffen, wenn das Inland nach Menſchen ſchrie? 
Warum fremden Völkern amerikaniſche Kapitalien 
aufzwingen und das amerikaniſche Publikum durch 
verwickelte Amrechnung zur Anlage ſeiner Erſparniſſe 
in fremden Währungen zu verleiten, wenn man in den 
Städten und auf den Farmen von Kanſas oder Mon⸗ 
tana gute Hypotheken mit 8% Verzinſung erwerben 
konnte? Amerika iſt gut genug für den Amerikaner. 
Der Europäer muß ſich verpflanzen und ſich wegen der 
Dürftigkeit des europäiſchen Lebens als Kaufmann 
fremden Bedürfniſſen anpaſſen. Der Amerikaner, ein⸗ 
ſchließlich des in Europa geborenen, empfindet eine 
ſolche Zufriedenheit mit den Chancen, die ihm die 
Vorſehung in den Schoß geworfen hat, daß es ihn 
nicht verlockt, aus ſeinem Kreiſe, der ihn die Welt 
dünkt, in eine größere Welt hinauszutreten, —abgefehen 
von der nicht unbeträchtlichen Zahl von Abenteurern, 
die ſich neben den oben genannten Gruppen für aus⸗ 
wärtige Erſchließung intereſſieren. Dieſe Vorſtellung 
beſeelt vor allem die demokratiſche Partei, die ſeit 
1912 mit der erſten Wahl Wilſons, nach zwölfjähriger 
Wartezeit, wieder ans Ruder gekommen iſt. Sie hat 
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ganz bewußt die Grundſätze der imperialiſtiſchen Poli⸗ 
tik über Bord geworfen, die ſich während der zwölfjäh⸗ 
rigen republikaniſchen Herrſchaft entwickelt hatten. Sie 
hat die Vorzugsbehandlung aufgehoben, durch die die 
Republikaner, entgegen dem Sinn und dem Wortlaut 
der Abmachung mit England, Amerika die Schiffahrt 
durch den Panamakanal geſichert hatten; ſie hat die 
Diollardiplomatie aufgegeben und ganz bewußt den 
amerikaniſchen Banken die Regierungsſtützung ge⸗ 
legentlich der geplanten Abernahme chineſiſcher An⸗ 
leihen entzogen; ſie hat ſogar an eine Räumung der 
Philippinen gedacht und die Gelegenheit zur Feſtſetzung 
in Mexiko, trotz ſtarken Druckes der Intereſſenten und 
weitgehender Provokation durch die mexikaniſche An⸗ 
archie immer ungenutzt verſtreichen laſſen. 

Sie hat dabei die Förderung des amerikaniſchen 
Außenhandels mit allen wirtſchaftlichen Mitteln zu 
erleichtern geſucht, indem ſie etwa rechtliche Schranken, 
unter deren Wirkung derſelbe im Wettbewerb mit 
anderen Völkern litt, zu beſeitigen ſuchte, z. B. das 
Verbot eines Zuſammenſchluſſes der Induſtrie in 
Außenhandelsſyndikaten. Sie hat den Krieg benutzt, 
um den amerikaniſchen Handel, vor allem mit Süd⸗ 
amerika und mit Oſtaſien zu entwickeln. Eine derartige 
äußere Handelspolitik iſt aber nicht als Imperialismus 
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zu bezeichnen. Der Warenaustauſch zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Völkern, der durch gegenſeitige Bedürf— 
niſſe hervorgerufen iſt, iſt gänzlich verſchieden von 
einem Handelsverkehr, der auf Grund von Herrſchafts⸗ 
verhältniſſen zuſtande kommt, wobei „der Handel der 
Flagge folgen muß, gleichgültig, ob dieſe Flagge von 
denen, zu denen ſie gebracht wurde, gewünſcht wird oder 
nicht“. Der internationale Verkehr, der nach den 
Grundſätzen der freihändleriſchen Handelspolitik 
geregelt wird, iſt gerade das Gegenteil der Herr- 
ſchaftspolitik, die auf Landerwerb und politiſcher 
Beherrſchung beruht und bei einer monopoliſtiſchen 
Schutzzollpolitik auch den bloßen Warenaustauſch durch 
„Machtgedanken“ beeinflußt. Die Handelspolitik der 
demokratiſchen Partei iſt vor dem Kriege freihändle⸗ 
riſch geweſen; die Grundgedanken des Präſidenten 
Wilſon ſind auch heute noch freihändleriſch. 

Man darf aber nicht blind dafür ſein, daß der bald 
vierjährige Krieg Amerikas Verhältniſſe zur Außen⸗ 
welt ſtark beeinflußt hat. Es iſt gewiſſermaßen durch 
unwiderſtehlich wirkende zentripetale Kräfte von der 
Peripherie des politiſchen Weltkreiſes in deſſen Mittel⸗ 
punkt gerückt worden. Seine wirtſchaftliche Stellung 
unter den Völkern iſt von Grund aus verändert. Es 
hat ſich nicht nur ſein eigener Reichtum vermehrt, 
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ſondern es hat ſich auch derjenige feiner europäiſchen 
Mitbewerber vermindert. Es iſt aus einem Schuldner⸗ 
land ein Gläubigerland geworden. Es iſt, wenigſtens 
für die Dauer des Krieges, das Finanzzentrum der 
Erde geworden; es ſteht im Begriff, das Verfrach— 
tungsgeſchäft der Welt zu übernehmen, während es 
früher ſeine eigenen Waren in fremden Schiffen ver⸗ 
ſandte. Seine militäriſchen Hilfsmittel werden mehr 
und mehr entwickelt und von den Alliierten immer 
ſtärker in Rechnung geſtellt. Sie ſchmeicheln dem 
Amerikaner wie arme Verwandte es gegenüber dem 
reichen Erbonkel tun; nur iſt in dieſem Falle der Erb⸗ 
onkel ein junger Mann, während die liebenswürdigen 
Verwandten vielleicht ſchon die Mittagshöhe des 
Lebens überſchritten haben. Die Neutralen müſſen 
mit den Alliierten wetteifern. Amerika liefert den 
europäiſchen Neutralen, wenn auch nicht in genügender 
Menge und unter harten Bedingungen, Lebensmittel 
und RNohſtoffe. Es verſorgt das lateiniſche Amerika 
mit Fabrikaten und Krediten. Selbſt Japan iſt bei 
ſeiner wirtſchaftlichen Aufwärtsbewegung von den 
Vereinigten Staaten abhängig. 

Wie wird dieſe ganze Entwicklung Amerikas Vor— 
ſtellungen von ſich ſelbſt und von der Welt beeinfluſſen? 
Die naive ruhmredige Aberhebung, die faſt allen 
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Amerikafahrern aufgefallen iſt, war bis vor kurzem 
mit einer gewiſſen Angſtlichkeit gepaart. Man führte 
großſpurige Reden, weil man ſich der vorhandenen 
Machtmittel bewußt war; man wurde in Kriſen ſchnell 
kleinmütig, weil dieſe Macht noch nicht entwickelt war. 
Das hat ſich nun im letzten Jahre gründlich geändert 
und damit bereitet ſich ein Amſchwung in der Stel⸗ 
lungnahme zur übrigen Welt vor. Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß die monopolſüchtigen Anternehmerkreiſe Ame⸗ 
rikas überall den Verſuch machen werden, ihr Aber⸗ 
gewicht zur rückſichtloſen Ausbeutung fremder Völker 
zu verwenden. Imperialiſtiſche Gedankengänge ſind aber 
nicht bloß auf wirtſchaftlichen Nützlichkeitserwägungen 
und brutalen Vergewaltigungsinſtinkten aufgebaut. Sie 
enthalten in vielen Fällen ein rein ideologiſches Ele⸗ 
ment. Iſt es nicht die Pflicht eines fortgeſchrittenen 
Staates, feine Einrichtungen, denen er nach der Auf⸗ 
faſſung ſeiner Bürger ſeine Erfolge verdankt, anderen 
zu übermitteln? Dem Amerikaner liegt eine ſolche Auf⸗ 
faſſung beſonders nahe. Die Vorſtellung der Gleich— 
heit aller Menſchen, die das amerikaniſche politiſche 
Denken beherrſcht, geht von der Gleichartigkeit 
aller Menſchen aus. Nach dieſer Auffaſſung kön⸗ 
nen Einrichtungen, die ſich in Amerika bewährt haben, 
ohne weiteres auf andere Völker übertragen werden. 
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And ſoweit dieſe Völker noch im Dunkel oder im Halb- 
dunkel politiſcher Rückſtändigkeit dahinleben, be⸗ 
dürfen ſie des Lichts, das Amerika ihnen bringen kann. 
Nun iſt der Amerikaner der geborene Miſſionar. Die 
Vorſtellung, daß er zu den auserwählten Völkern 
gehört, ſitzt tief in ſeinem Blut. Es bedarf nicht ſtarker 
Anreizung, um den Fanatismus des demokratiſchen 
Kulturbringers bei ihm auszulöſen. Im Gegenſatz zu 
den europäiſchen Vorſtellungen des Auserwähltſeins, 
die ein ariſtokratiſches Erhobenſein über andere ken⸗ 
nen und damit zur kaſtenmäßigen Abſchließung der 
alſo Bevorzugten führen, iſt die amerikaniſche Auf⸗ 
faſſung demokratiſch und drängt zur Mitteilung an 
andere. Dieſe Triebe ſind vielfach ſo ſtark, daß ſie das 
Zweckmäßige vollkommen überſehen: hat es doch bit⸗ 
terer Erfahrungen bedurft, ehe man begriffen hat, daß 
man z. B. den Philippinern, „den kleinen braunen 
Brüdern“, durch Abermittlung der amerikaniſchen Ein⸗ 

richtungen keinen Dienſt leiſtete. 
= Solche Vorſtellungen find dabei der Natur der Sache 

nach häufig mit recht praktiſchen, auf wirtſchaftliche 
Beziehungen abzielenden Beſtrebungen verknüpft ge⸗ 
weſen. Sie haben das amerikaniſche Volk nicht vor 
unmoraliſchen Handlungen bewahrt; im Gegenteil, 
geſchickte Drahtzieher haben dieſen Idealismus immer 
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wieder zu ſelbſtſüchtigen Zwecken auszunutzen gewußt. 
Die Mehrheit der Bewohner der Südſtaaten, die 
im Bürgerkrieg ihr Leben einſetzte, hatte gar kein 
perſönliches Intereſſe an der Sklaverei, die fie ver- 
teidigte. Sie bildete ſich ein, für das Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht der Völker zu kämpfen, während ſie doch 
nur die engen Intereſſen einer überlebten Pflanzer⸗ 
ariſtokratie ſchützte. Gerade weil das in der Ver⸗ 
gangenheit ſo war, beſteht eine gewiſſe Gefahr, daß es 
in Zukunft nicht anders ſein wird. Man muß mit der 
Möglichkeit rechnen, daß die Weltmachtſtellung Ameri⸗ 
kas nicht das ungewollte, vorübergehende Ergebnis 
des großen Krieges ſein wird, ſondern von beſtimmten 
Gruppen als Ziel amerikaniſcher Politik feſtgehalten 
werden wird, und daß der Witderſtand der breiten 
Volksmaſſen hiergegen durch Berufung auf den ameri⸗ 
kaniſchen Idealismus gebrochen werden wird. Das 
amerikaniſche Volk iſt von einem frohen Optimismus 
erfüllt. Alle ſeine Beſtandteile ſind aus den mehr 
oder minder gedrückten Verhältniſſen der alten Welt, 
vor politiſcher oder religiöſer Verfolgung fliehend 
oder von wirtſchaftlicher Dürftigkeit getrieben, in 
dieſes weite gelobte Land gekommen, in dem für jeden, 
der arbeiten kann, Milch und Honig fließt. Sie ſehen 
in ihrem Kommen und in ihrer Ausbreitung über den 
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weiten Kontinent den Finger Gottes. Ihr Seelen— 
leben ruht wohl in ſeinen tiefſten Wurzeln auf den 
Grundlagen der kalviniſtiſchen Vorausbeſtimmung. 
Der Erfolg zeigt ihnen ganz deutlich, daß ſie zu den 
Auserwählten gehören. So hat ſich ganz naiv bei 
ihnen der Glaube feſtgeſetzt, daß die Ergebniſſe ihres 
vergangenen Handelns dem Willen der Vorſehung 
entſprachen, und daß die Ziele, denen ihr heutiges Tun 
zuſtrebt, von Gott gewollt ſind. Aus jedem Motiv, 
das ſie zum Handeln treibt, ſcheint ihnen die Stimme 
der Vorſehung herauszuklingen. Ein fataliſtiſcher 
Zwang treibt ſie den Aufgaben zu, deren Löſung ſie 
aus ideellen oder materiellen Gründen lockt. Dieſe 
naive Ausnützung des Wollens der Vorſehung (pro- 
videntialism), mit ihrer Gleichbeſetzung von eigen- 
ſüchtigem Wollen und Weltenſchickſal wird, wenn der 
Krieg nur lange genug dauert, leicht zu einer Ambie⸗ 


a gung der amerikaniſchen Friedensziele führen können. 


Dieſe Gedankengänge ſtehen im Gegenſatz zu den 


5 Wilſonſchen Friedenszielen. Sie erfüllen die Maſſe 


der Amerikaner einſtweilen nicht. Präſident Wilſon 
iſt bis jetzt durch Wort und Tat gegen jede imperia⸗ 
liſtiſche Auffaſſung der amerikaniſchen Zukunft auf⸗ 
getreten. Die Durchführung ſeines Planes würde 
Amerika der Verſuchung entziehen, trotz aller Hem⸗ 
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mungen den Weg der imperialiſtiſchen Entwicklung = 
gehen zu müſſen. Denn fie würde ja die imperialiſtiſchen 
Pläne anderer Staaten bekämpfen und eine Welt⸗ 
ordnung ſchaffen, die die friedliche Entwicklung großer 
und kleiner Nationen ſichert, aber die Monopoliſierung 
der Erſchließungsmöglichkeiten der Welt verhindert. 
Sie richtet ſich damit gegen jeden Verſuch eines Staa⸗ 

tes, wirtſchaftlich oder politiſch eine Vormachtſtellung 
in der Welt zu erſtreben. Sie hat zu einer Kriegs⸗ 
erklärung gegen Deutſchland geführt, weil Wilſon ſich 
einbildet, Deutſchland verfolge ein derartiges Ziel. 
Sie richtet ſich in der gleichen Weiſe gegen Amerikas 
Alliierte. Amerika hat zweifellos die nötigen Macht⸗ 
mittel, um im Verein mit ſeinen Bundesgenoſſen, 
oder allein, allen japaniſchen Vormachtsgelüſten im 
Stillen Ozean mit bewaffneter Hand entgegenzu⸗ 
treten. Es würde in ſeinem Kampfe gegen eine japa⸗ 
niſche Vorherrſchaft in China neben den Waffen einen 
gewaltigen Bundesgenoſſen in der republikaniſchen 
Idee in China haben, die zwar ein wenig ſtaatenbilden⸗ 
des Element ſein mag, aber als Revolutionsidee gegen 
den japaniſchen Militärſtaat von gewaltiger Zugkraft 
iſt. Es iſt aber nüchterne amerikaniſche Nealpolitik 
durch Abrüſtung zu Waſſer und zu Land, durch das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker und durch die 
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Schaffung eines Völkerbundes, den japanifchen Ge: 


lüſten zu einer Zeit den Boden zu entziehen, wo Japan 


ſicher nicht imſtande iſt, einem Weltkonzert zu trotzen. 


Wilſons Ideen find überdies nicht die Ideen des 
Angelſachſentums. Seine Reden finden gewiß be- 
geiſterten Widerhall in den breiten Schichten des radi⸗ 
kalen engliſchen Pazifismus. Das ſind die Kreiſe, die 
international denken. Die eigentlichen Vertreter des 
angelſächſiſchen Gedankens in der Welt haben gewiß 
nichts dagegen, daß die Vereinigten Staaten als 
Trabanten der engliſchen Politik dienen. Sie er⸗ 
ſtreben ein gewaltiges, in ſich geſchloſſenes Reich, das 


zwar durch vorgeſchobene, neutraliſierte Baſtionen — 


Belgien, Arabien, Meſopotamien — vor allen Gegnern 
geſchützt iſt, aber ſeine letzte Sicherheit nicht in einem 
Völkerbunde, ſondern in der britiſchen Macht 
ſucht. Dieſes Reich iſt nicht gewillt, Stützpunkte preis⸗ 
zugeben und abhängigen Ländern das Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht zu verleihen. Es will Malta oder Gi- 


braltar fo wenig aufgeben, wie Agypten oder Irland. 


Die freie See iſt ihm nicht die Freiheit des Handels 
in Krieg und Frieden, ſondern die Ausübung der See— 
polizei durch England. Seine Vertreter ſind meiſt 
klug genug, zu betonen, daß ſie den Zielen des großen 
Alliierten zuſtimmen. Sie bekämpfen aber bewußt ſeine 
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Politik. Sie wollen fich ebenſowenig zu einem Ab⸗ 
rüſtungsfrieden zwingen laſſen und eine internationale 
Gerichtsbarkeit anerkennen wie der rückſichtsloſeſte 
Gewaltpolitiker in Deutſchland. „Wer Zeit hat, die 
Frage des Völkerbundes ernſthaft zu ſtudieren“, ſagt 
ihr führendes Organ, „wird mit Entſetzen davor 
zurückſchrecken. Phantaſtiſche Namen und ſchöne 
Phraſen werden auf die Dauer die ſcheußliche Nackt⸗ 
heit eines Planes nicht verhüllen können, der nichts 
anderes bedeutet, als Aufgabe unſerer Anabhängig⸗ 
keit und Annahme fremder Kontrolle.“) Für ſie iſt 
das Wilſonſche Friedensprogramm nicht die Begrün⸗ 
dung der britiſchen Herrſchaft für alle Zeiten, ſondern 
die Zerſtörung des Angelſachſentums. Würde es 
doch in einem Areopag der Nationen in der Minderheit 
ſein, ſelbſt wenn Amerika ein angelſächſiſcher Staat 
wäre und nicht, nach den Worten Wilſons „ein zu⸗ 
ſammengeſetztes und kosmopolitiſches Volk. Wir 
ſind aus der Brut aller der Völker, die im Kriege 
befindlich ſind, die Ströme unſerer Gedanken wie die 
Ströme unſeres Handels ſchießen zu allen Zeiten 
zwiſchen uns und ihnen hin und her.“) 

Wilſons Programm enthält Ziele, deren Verwirk⸗ 


) Morning Poft vom 6. März. 
*) Rede von 5. März 1917. 
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lichung Amerika für möglich hält, und für deren Er⸗ 
reichung ſeine Bürger Opfer bringen werden, weil ſie 
amerikaniſchen Intereſſen entſprechen. Er erſtrebt keine 
angelſächſiſche Allianz, ſondern die Herbeiführung 
eines Zuſtandes, der eine ſolche unmöglich macht. 

Die Amerikaner fürchten ſich vor dem Militarismus 
in jeglicher Geſtalt und erblicken deſſen gefährlichſte 
Form im „preußiſchen Militarismus“. Sie denken 
dabei an eine Politik, die von einer militäriſchen 
Kaſte nach militäriſchen Geſichtspunkten mit Mitteln 
der militäriſchen Gewalt betrieben wird. Wilſon will 
dieſe Politik durch Abſchluß eines Abrüſtungsfriedens 
unmöglich machen. Er hat zuerſt gehofft, den Frieden 
als Neutraler herbeiführen zu können. Er hat dann 
verſucht, ihn durch die bloße wirtſchaftlich-organi⸗ 
ſatoriſche Teilnahme Amerikas am Kriege zu er⸗ 
reichen. Er hat ſchließlich zum Schwert gegriffen und 
damit die Unterlagen feines Planes gefährdet. Man 
redet jetzt in Amerika viel davon, daß kein Friede ohne 
vorhergehenden Sieg abgeſchloſſen werden dürfe. Die 
moraliſierende Auffaſſung, mit der der Amerikaner 
ſo gerne an politiſche Fragen herantritt, nimmt an, 
daß eine entſprechende militäriſche Abſtrafung Deutſch⸗ 
lands das deutſche Volk zur Erkenntnis der Irrwege 
bringen werde, auf denen es bisher gewandelt ſei. 
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Wenn es ſich bußfertig zeige, werde man ihm ver⸗ 
zeihen und den reumütigen Sünder in die Geſellſchaft 
der Nationen aufnehmen. Es iſt nicht wahrſcheinlich, 
daß dieſe Sachlage je eintreten wird. Ihre Erörterung 
zeigt aber deutlich, daß Amerika nicht unverbrüchlich 
an der Grundlage des Friedens ohne Sieger feſthalten 
wird, der die einzig mögliche Grundlage des Wilſon⸗ 
ſchen Friedensprogrammes war. Wenn Wilſon heute 
Deutſchland mit Gewalt, äußerſte Gewalt droht, 
und triumphierende Gewalt verheißt, dann zerſtört 
er dadurch das eigene Gebäude. Völker laſſen ſich 
nun einmal nicht mit Waffengewalt von anderen 
Völkern erziehen. Selbſt wenn ſie es nicht mit ihrem 
Blute bezahlen müßten, wären ſie einem ſiegreichen 
Gegner für die Zerſchlagung ihrer falſchen Idole nicht 
dankbar. Ein Volk kann im Laufe von Jahrhunderten 
den Naub von Ländereien verzeihen; es kann mili⸗ 
täriſche Niederlagen vergeſſen. Es würde in ſeinem 
innerſten Herzen den Gedanken des Revanchekrieges 
gegen eine Nation nie erlöſchen laſſen, die ihm nach 
Art eines moraliſierenden Prügelpädagogen eine 
entſcheidende Demütigung zufügt, damit es ſittlich 
gehoben werde. 

Dazu kommt ein weiteres: Ein Amerika, das vom 
Schickſal dazu auserwählt wäre, ein Weltgericht am 
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deutſchen Volke zu vollziehen, würde nicht lange den 
naiv⸗uneigennützigen Idealen treu bleiben, an denen es 
heute noch hängt. Eine Demokratie, die nach uner⸗ 
hörten Erfolgen militärgewaltig in Waffen ſtarrt und 


wirtſchaftlich und finanziell zur Vormacht der Völker 
geworden wäre, würde nicht einfach zum Pfluge zu⸗ 


rückkehren und bereit ſein, die Stellung des Vor⸗ 


kämpfers mit der des Gleichberechtigten zu vertauſchen. 


Ein paar Monate Krieg haben genügt, um Amerika, 


das in den Krieg ging, weil Rechte der Neutralen 
verletzt wurden, zum ſchlimmſten Verächter neutraler 
Rechte zu machen. Ein Krieg, der Amerika wirklich 
berührte und die amerikaniſchen Leidenſchaften tief auf⸗ 
rührte, würde Amerikas ganzes Weſen umgeſtalten. 


Man mag ohne Hintergedanken in einen Krieg gehen, 


weil man ihn als Präventivkrieg betrachtet. Wenn 
man militäriſche Erfolge gehabt hat, wird man mehr 


nach Hauſe bringen wollen, als die ſchöne Erinnerung. 
Wenn der Gegner nichts beſitzt, das man ihm zur 


3 Strafe abnehmen kann, ſo wird man den Alliierten 
einen Lohn für ihre Rettung abverlangen. Das wäre 


das Ergebnis eines — recht unwahrſcheinlichen — 
amerikaniſchen Sieges. Auf der anderen Seite würde 
eine militäriſche Niederlage zwar Amerika nicht in 
feinen Lebenszentren treffen. Sie wäre aber der Todes⸗ 
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ſtoß einer friedlichen Demokratie. Es iſt nicht wahr⸗ 


ſcheinlich, daß man das Ganze als böſen Traum be⸗ 


trachten würde, und, die vorübergehende Verirrung 
bedauernd, zu den friedlichen Zielen der Demokratie 
zurückkehren würde. Amerika würde viel mehr für 
einen Revanchekrieg rüſten, wie nur je eine Nation 
gerüſtet hat, deren Selbſtgefühl getroffen iſt. 


Es ſcheint manchmal ſo, als ob Wilſon die Gefahr 


erkannt habe, die ſeinen Friedenszielen in dem Augen⸗ 
blick entſtanden iſt, als er ſie durch militäriſche Teil⸗ 
nahme am Kriege mit Gewalt durchzuſetzen verſuchte. 
Er hat gelegentlich zu verſtehen gegeben, daß er unter 


Amſtänden einen Frieden für möglich hält, der mit 


einer militäriſchen Niederlage ſeiner Alliierten endet. 
Er würde es dann nicht als ſeine Pflicht betrachten, 
durch ein amerikaniſches Millionenheer die mili- 
täriſche Sachlage wieder herzuſtellen. Er will viel⸗ 


mehr am Verhandlungstiſch gegenüber den mili⸗ 


täriſchen Errungenſchaften, die in mächtigem Land⸗ 
gewinn beſtehen, die wirtſchaftlichen Möglichkeiten in 
die Wagſchale werfen, die er mit ſeinen Alliierten zu 
beherrſchen hofft. Er will die Anteilnahme an der 
Nohſtoffproduktion und die Zulaſſung zu den Märkten 
von vier Weltteilen gegen den Raumgewinn auf⸗ 


rechnen, über den die Zentralmächte verfügen. Er 
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will dieſe durch wirtſchaftlichen Druck vor die Frage 
ſtellen, ob fie es vorziehen, einen geſchloſſenen Handels⸗ 
ſtaat in Mitteleuropa zu bilden, der außerhalb der 
Gemeinſchaft der Völker ſtehend ſeine Eroberungen 
durch koſtſpielige Rüſtungen feſthalten muß, wäh⸗ 
rend ihm durch Ausſchluß vom Welthandel die Mög⸗ 
lichkeit ſchneller wirtſchaftlicher Erholung verſchloſſen 
iſt, oder ob fie durch Herausgabe der eroberten Ge— 
biete ihre militäriſchen Laſten vermindernd, am wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufſchwung der ganzen Welt teilnehmen 
und als Mitglieder des Völkerbundes Sicherheit vor 
Angriffen genießen wollen. Er will zu ſeinen alten 
Ideen zurückkehren und militäriſche Macht durch wirt⸗ 
ſchaftliche Macht erſetzen. 

Es iſt aber leicht möglich, daß die Entſcheidung 
hierüber heute nicht mehr bei ihm liegt. Die Alliierten 
haben den letzten Waffengang gewagt, weil ſie der 
Waffenhilfe Amerikas ſicher waren. Wenn ſie das 
Ringen fortſetzen wollen, weil fie auf Amerikas un⸗ 
erſchöpfte Hilfsquellen zählen, und die völlige Er⸗ 
ſchöpfung Europas einem Ausgleich mit Deutſchland 
vorziehen, dann wird Wilſon die Hoffnungen erfüllen 
müſſen, die er bei ihnen erweckt hat. And wenn erſt ame⸗ 
rikaniſches Blut in Strömen gefloſſen iſt, wenn das 
amerikaniſche Selbſtgefühl auf dem Spiele ſteht, dann 
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wird Wilſon mit einer Kriegspartei im eigenen Lande zu 
rechnen haben, die an einem Abrüſtungsfrieden wenig 
Gefallen finden wird. Ob Amerika militäriſche Erfolge 
erringt, oder ob es beſiegt werden wird, — die Iſolie⸗ 
rungspolitik vergangener Jahrhunderte iſt zu Ende. 
Wilſon iſt im Jahre 1916 von ſeinen Mitbürgern 
wieder gewählt worden, „weil er dem Lande den 
Frieden bewahrt hat“. Einen Monat nach ſeinem 
zweiten Amtsantritt erklärte er den Krieg. Er tat 
das nicht etwa, weil er damals die Kraft in ſich fühlte, 
Ziele zu verfolgen, die er früher hatte verbergen 
müſſen, ſondern weil er ſich ſeit Kriegsbeginn von den 
Ereigniſſen hatte treiben laſſen. Es iſt möglich, daß 
ſeinem großzügigen Friedensprogramm ein ähnliches 
Schickſal beſchieden ſein mag. Er hat die Gabe, der 
Menſchheit das gelobte Land in verheißungsvollen 


Farben vorzuzaubern. Die Kraft, im entſcheidenden 3 


Moment zu handeln, hat ihm bis jetzt immer gefehlt. 
Wieder und wieder iſt die Schickſalſtunde gekommen, f 
in der es ihm und ihm allein vergönnt geweſen wäre, 
in die Speichen des Nades der Weltgeſchichte einzu⸗ 
greifen, das erbarmungslos über die Menſchheit hin⸗ 
geht. Er hat immer gezögert. Als wäre er ein Lieb⸗ 
ling der Götter, iſt die goldene Stunde wiedergekehrt, 
obſchon er ihre Vorgängerin tatenlos verfliegen ließ. 
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Er iſt heute nicht nur der Sprecher ſeines Volkes; in 
vielen Ländern iſt er das Idol derjenigen, die einen 
Abrüſtungsfrieden erhoffen. Aber während ſie ihm 
noch als Führer zujubeln, müſſen ſie heute ſchon die 
Frage ſtellen, ob nicht ſein Zögern im entſcheidenden 
Augenblick, im Juli oder im Dezember des vergangenen 
Jahrs den Gewaltpolitikern in den alliierten Ländern 
die Berufung aufs Schwert noch einmal ermöglicht 
hat. 
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